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Damen und Herren Mitglieder Wolfenbüttel, den 6. September 2023
des Ausschusses für Wirtschaft,
Finanzen und Personal

Alle anderen Damen und Herren
Kreistagsmitglieder nachrichtlich

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Einvernehmen mit der Vorsitzenden lade ich zur
8. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal
des XIX. gewählten Kreistages ein.

T A G E S O R D N U N G:

Öffentliche Sitzung:

Sitzungstermin: Donnerstag, 21.09.2023, 18:30 Uhr

Ort, Raum: Landkreis Wolfenbüttel, Bahnhofstr. 11, 38300 Wolfenbüttel,
großer Sitzungssaal

1. Eröffnung der Sitzung

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit (§§ 23, 5b GO)

3. Feststellung der Tagesordnung (§§ 23, 5c GO)

4. Genehmigung des Protokolls über die 7. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen
und Personal vom 11.05.2023 (§§ 23, 5d GO)

5. Anfragen (§§ 23, 5e GO)

5.1. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18 GO)

5.2. Anfragen von Kreistagsmitgliedern/ Ausschussmitgliedern (§§ 23, 17 GO)

6. Integration der Projektagentur Wolfenbüttel in die Gesellschaft für Wirtschaftsförderung im
Landkreis Wolfenbüttel und Kooperation der Stadt Wolfenbüttel
Vorlage: XIX-0348/2023

7. Bericht des Klimaschutzmanagers in kreiseigenen Liegenschaften - Mündlicher Bericht
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Nichtöffentliche Sitzung:

Freundliche Grüße
In Vertretung

Heiko Beddig

8. Gemeinsamer Antrag der SPD-Fraktionen im Kreistag und Stadtrat - Interkommunale
Zusammenarbeit
Vorlage: XIX-0302/2023/1

9. Quartalsbericht zum 30.06.2023 Landkreis Wolfenbüttel
Vorlage: XIX-0327/2023

10. Förderantrag der Städtischen Klinikum Wolfenbüttel gGmbH
Vorlage: XIX-0339/2023

11. Nachnutzung von Gebäuden der ehemaligen Haupt- und Realschule in Remlingen
Vorlage: XIX-0326/2023

12. Bericht der Landrätin über wichtige Angelegenheiten ggf. mit Aussprache (§ 85 Abs. 4
NKomVG, §§ 23, 5h GO)

13. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18, 5i GO)

14. Unterrichtung über die Aufnahme von Krediten für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen im 2. Halbjahr 2022
Vorlage: XIX-0323/2023

15. Bericht der Landrätin über wichtige Angelegenheiten ggf. mit Aussprache (§ 85 Abs. 4
NKomVG, §§ 23, 5h GO)
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P r o t o k o l l

über die 7. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

Teilnehmerinnen/Teilnehmer

Stellvertretende stimmberechtigte Mitglieder

Ordentliche Mitglieder

Grundmandat (nicht stimmberechtigtes Mitglied)

Landrätin

Von der Verwaltung

Protokollführerin

Sitzungstermin: Donnerstag, 11.05.2023

Sitzungsbeginn: 18:33 Uhr

Sitzungsende: 20:00 Uhr

Ort, Raum: Landkreis Wolfenbüttel, Bahnhofstr. 11, 38300 Wolfenbüttel,
großer Sitzungssaal

Ganzauer, Oliver SPD Vertretung für Herrn Meyn

Florek, Christiane CDU
Glier, Andreas CDU
Graf, Frank SPD
Hensel, Falk SPD
Kamphenkel, Marcel SPD Teilnahme online
Keye, Bernfried SPD
Meißler, Andreas CDU
Müller, Karl - Heinz CDU
Stuhlweißenburg-Siemens, Ulrike Bündnis 90 / Die Grünen
Uminski-Schmidt, Angelika Bündnis 90 / Die Grünen

Otte-Kotulla, Bettina FDP Teilnahme online
Pastewsky, Jürgen AfD

Steinbrügge, Christiana

Beddig, Heiko Erster Kreisrat
Förg-Reichelt, Edith Leiterin Abteilung 110
Haver, Jürgen Personalrat
Weise, Kerstin Personalrat

Hellmich, Nadine



Seite: 2/10

Es fehlen:

Ordentliche Mitglieder

______________________________________________________________________

Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung:

______________________________________________________________________

Öffentliche Sitzung

Ausschussvorsitzende Florek eröffnet die 7. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und
Personal um 18:33 Uhr und begrüßt die Anwesenden.

Ausschussvorsitzende Florek stellt die ordnungsgemäße Ladung und die Beschlussfähigkeit fest.

Meyn, Lennie SPD

1. Eröffnung der Sitzung

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit (§§ 23, 5b GO)

3. Feststellung der Tagesordnung (§§ 23, 5c GO)

4. Genehmigung des Protokolls über die 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft,
Finanzen und Personal vom 02.03.2023 (§§ 23, 5d GO)

5. Anfragen (§§ 23, 5e GO)

5.1. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18 GO)

5.2. Anfragen von Kreistagsmitgliedern/ Ausschussmitgliedern (§§ 23, 17 GO)

6. Darstellung Arbeitgeber-Attraktivität beim Landkreis Wolfenbüttel (mündlicher Bericht)

7. Jahresabschlussbericht 2022
Vorlage: XIX-0284/2023

8. 1. Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises Wolfenbüttel für das Haushaltsjahr
2023
Vorlage: XIX-0283/2023

9. Bericht der Landrätin über wichtige Angelegenheiten ggf. mit Aussprache (§ 85 Abs. 4
NKomVG, §§ 23, 5h GO)

10. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18, 5i GO)

TOP 1 Eröffnung der Sitzung

TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit
(§§ 23, 5b GO)
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Ausschussvorsitzende Florek stellt die Tagesordnung fest.

Änderungen liegen nicht vor. Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ausschussvorsitzende Florek stellt das Protokoll über die 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft,
Finanzen und Personal vom 02.03.2023, das allen Ausschussmitgliedern vorliegt, zur Aussprache.

Ohne weitere Aussprache fasst der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal einstimmig, bei
zwei Stimmenthaltungen nachstehenden

Beschluss:

Das Protokoll über die 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal vom
02.03.2023 wird genehmigt.

Ausschussvorsitzende Florek ruft den Tagesordnungspunkt 5.1 auf und stellt fest, dass keine
Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern vorliegen.

Ausschussvorsitzende Florek ruft den Tagesordnungspunkt 5.2 auf und bittet die anwesenden
Kreistagsmitglieder um Wortmeldungen.

KAbg. Stuhlweißenburg-Siemens erfragt hinsichtlich der Machbarkeitsstudie zu dem
interkommunalen Gewerbegebiet A2/A39 den aktuellen Stand bzw. neue Entwicklungen.

Landrätin Steinbrügge verweist aufgrund einer ähnlichen Anfrage hierzu im letzten Kreistag am
17.04.2023 auf die Ausführungen im derzeit noch ausstehenden Protokoll. Sie erläutert, dass der
Landkreis Helmstedt die Machbarkeitsstudie nach Abstimmung mit den beteiligten
Gebietskörperschaften zunächst in Eigenregie in Auftrag gegeben hat. Es habe sich herausgestellt,
dass die Studie wesentlich umfangreicher ist, als gedacht. Die bisher vorgesehenen Mittel würden
nicht ausreichen und das gemeinsame Vergabeverfahren gestaltete sich schwierig. Aufgrund dessen
werde die finanzielle Beteiligung des Landkreises Wolfenbüttel in Höhe von 50.000 Euro zunächst
eingespart. In der Machbarkeitsstudie werde außerdem das Thema der kommunalen
Zusammenarbeit geprüft. Die Ergebnisse hierzu sollen im Sommer 2024 vorliegen.

Es liegen keine weiteren Anfragen von Ausschussmitgliedern vor.

TOP 3 Feststellung der Tagesordnung (§§ 23, 5c GO)

TOP 4 Genehmigung des Protokolls über die 6. Sitzung des Ausschusses
für Wirtschaft, Finanzen und Personal vom 02.03.2023 (§§ 23, 5d GO)

TOP 5 Anfragen (§§ 23, 5e GO)

TOP 5.1 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18 GO)

TOP 5.2 Anfragen von Kreistagsmitgliedern/ Ausschussmitgliedern (§§ 23, 17 GO)
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Ausschussvorsitzende Florek ruft den Tagesordnungspunkt 6 auf.

Frau Förg-Reichelt führt nach einleitenden Worten vom Ersten Kreisrat Beddig als Leiterin der
Abteilung 110 – Personal in die Vorlage ein und stellt die Arbeitgeber-Attraktivität beim Landkreis
Wolfenbüttel mittels einer Präsentation dar.

Anmerkung der Verwaltung:

Die Präsentation liegt dem Protokoll als Anlage bei.

KAbg. Ganzauer erfragt, wie es sich mit den Bewerberzahlen bei dem Landkreis verhält und ob noch
Eignungstests durchgeführt werden. Zudem möchte er in Erfahrung bringen, ob eine kommunale
Zusammenarbeit bei der vom Landkreis hausintern angebotenen Fortbildungsreihe
„Verwaltungswissen für Quereinsteiger*innen“ mit anderen Samtgemeinden möglich ist.

Frau Förg-Reichelt erwidert, dass die Bewerberzahlen seit Beginn der Corona-Pandemie rückläufig
sind. Die Eignungstests werden dennoch durchgeführt, insbesondere um die Motivation und die
sozialen Kompetenzen der Bewerber*innen zu überprüfen. Derzeit können alle offenen
Ausbildungsstellen noch besetzt werden, es sei denn, es gibt kurzfristige Absagen. Zudem sieht sie
die Möglichkeit der Zusammenarbeit bei den hausinternen Fortbildungsreihen.

Ausschussvorsitzende Florek erfragt, ob es möglich ist, sich dahingehend abzusichern, dass eigens
ausgebildete Verwaltungskräfte sich im Anschluss an die Ausbildung nicht bei anderen Behörden
bewerben.

Frau Förg-Reichelt entgegnet hierzu, dass eine Rückforderung der gezahlten Bezüge bei den
ausgebildeten Beamt*innen nicht möglich ist, wenn diese im öffentlichen Dienst tätig bleiben. Sie
merkt jedoch an, dass im Regelfall ein Austausch der ausgebildeten Kräfte zwischen den Behörden
erfolgt.

KAbg. Hensel möchte in Erfahrung bringen, ob es Überlegungen zu der Einrichtung eines
Fitnessraums für die Mitarbeitenden des Landkreises gibt.

Erster Kreisrat Beddig merkt diesbezüglich die hohen Anschaffungskosten und fehlende
Räumlichkeiten an und verweist in Bezug auf die Zahlung eines Zuschusses auf die
Genehmigungspflicht von übertariflichen Leistungen.

Bezugnehmend auf die Möglichkeit der Nutzung eines Jobtickets führt Erster Kreisrat Beddig an, dass
eine Bezuschussung durch die Schmälerung des Budgets für die Leistungsprämie (siehe § 18a
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst) zwar möglich wäre, jedoch aufgrund einer hausinternen
Abfrage des Personalrates von den Beschäftigten momentan nicht gewünscht ist. Landrätin
Steinbrügge ergänzt, dass derzeit vom Regionalverband ein Schreiben geplant ist, welches sich an
das Ministerium für Finanzen, an das Ministerium für Inneres und Sport und an den Kommunalen
Arbeitgeberverband mit dem Ziel der Ermöglichung der Zahlung von Zuschüssen richtet.

Anmerkung der Verwaltung:

Der Kommunale Arbeitgeberverband Niedersachsen (KAV) hat mit Schreiben vom 12.05.2023
mitgeteilt, dass das Präsidium des KAV für Beschäftigte die Möglichkeit einer übertariflichen Zahlung
eines Zuschusses für Leistungen des Öffentlichen Personennahverkehrs von bis zu 20 Euro pro
Monat beschlossen hat. Die Abstimmung mit dem Niedersächsischen Innenministerium erfolgt.

TOP 6 Darstellung Arbeitgeber-Attraktivität beim Landkreis Wolfenbüttel
(mündlicher Bericht)
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KAbg. Hensel erfragt, wie offene Stellen nach Außen vermarktet werden bzw. wie der Landkreis
Personal-Marketing betreibt.

Frau Förg-Reichelt entgegnet hierzu, dass derzeit zwei Mitarbeiterinnen im Bereich der
Personalgewinnung tätig sind. Der Landkreis bewerbe freie Stellen nicht nur auf der Homepage,
sondern auch auf vielen anderen, bei der Jobsuche relevanten, Plattformen. Zudem präsentiere sich
der Landkreis auf Messen und über Social Media. Der Gedanke der Verbesserung sei bei der Arbeit
im Bereich des Marketings stets immanent. Eine Mitarbeiterbefragung zur Zufriedenheit sei außerdem
geplant. Erster Kreisrat Beddig betont zudem die Relevanz des wohnortnahen Arbeitens. Dieser
Faktor sei im Rahmen des Marketings nur bedingt beeinflussbar. Landrätin Steinbrügge verweist im
Hinblick auf das Alleinstellungsmerkmal des Landkreises auf das Motto „Miteinander für das Beste“,
welches das Image des Landkreises prägen soll. Zudem betont sie den Faktor des Betriebsklimas
und die Führungskräftequalifizierung als zentralen Schlüssel für den Wohlfühlfaktor.

Des Weiteren möchte KAbg. Kamphenkel in Erfahrung bringen, ob der Landkreis beim Audit
berufundfamilie zertifiziert ist und ob für die Auszubildenden die Möglichkeit der Hospitation bei einer
anderen Kommune eröffnet wird.

Hierzu antwortet Frau Förg-Reichelt, dass der Landkreis nicht auditiert ist. Ferner gebe es ein
Fremdpraktikum im Rahmen der Ausbildung der Beamtenanwärter*innen der Laufbahngruppe 2,
welches die Möglichkeit der Hospitation bei einer anderen Behörde ermöglicht.

Ausschussvorsitzende Florek ruft den Tagesordnungspunkt 7 auf.

Erster Kreisrat Beddig erläutert ausführlich die Ergebnisse des Jahresabschlussberichts 2022.

Ohne weitere Aussprache ergeht nachstehende

Kenntnisnahme:

Der Bericht zum 31.12.2022 des Landkreises Wolfenbüttel wird zur Kenntnis genommen.

Ausschussvorsitzende Florek ruft den Tagesordnungspunkt 8 auf.

Erster Kreisrat Beddig führt in die Vorlage ein und erläutert die neu beantragten Stellenanteile sowie
die Stellenveränderungen.

KAbg. Stuhlweißenburg-Siemens erfragt, ob es auch Abwertungen von Stellen gegeben hat.

TOP 7 Jahresabschlussbericht 2022
Vorlage: XIX-0284/2023

TOP 8 1. Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises Wolfenbüttel für das
Haushaltsjahr 2023
Vorlage: XIX-0283/2023
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Hierzu antwortet Erster Kreisrat Beddig, dass es im Regelfall bei Neubewertungen zu einer
Aufwertung kommt. Es gebe jedoch auch vereinzelt Personen, die sich freiwillig auf eine niedriger
bewertete Stelle bewerben.

KAbg. Müller fragt sich, warum die zusätzlichen Stellen nicht im Haushalt hinterlegt sind.

Erster Kreisrat Beddig entgegnet hierzu, dass etliche Stellen vermutlich nicht besetzt werden und
somit ein Budget für die Finanzierung der neuen Stellen zur Verfügung steht. Wesentliche finanzielle
Folgen für den Haushalt seien daher bei den vorgesehenen Stellen nicht zu erwarten.

KAbg. Otte-Kotulla möchte in Erfahrung bringen, inwiefern die Auswirkungen des neuen
Tarifvertrages berücksichtigt wurden.

Erster Kreisrat Beddig äußert dahingehend, dass der vorgesehene Inflationsausgleich eine Zahlung in
Höhe von 2.560 Euro pro Vollzeitäquivalente vorsieht. Dies führe voraussichtlich zu einem
Mehraufwand in Höhe von 1,20 Mio. Euro. Unter Berücksichtigung der eingeplanten Tariferhöhung
und der Minderaufwendungen aufgrund unbesetzter Stellen werde derzeit davon ausgegangen, dass
die geplanten Personalaufwendungen ausreichend sind. Auf einen finanziellen Nachtrag zum
Haushalt 2023 könne aktuell verzichtet werden.

KAbg. Meißler stellt im Namen der CDU-Fraktion nachfolgende Fragen hinsichtlich der neu
beantragten Stelle im Ref. 40 und bittet um Beantwortung über das Protokoll:

1. Welche konkreten Arbeiten für die Schulentwicklungsplanung sollen von der neu zu
schaffenden Stelle übernommen werden?

2. Welche Personen haben bisher die Schulentwicklungsplanung verwaltungsmäßig bearbeitet
und welche Stellenanteile waren dafür notwendig?

3. Welche Aufgaben wird die Sachgebietsleitung im Bereich Schulsekretariate wahrnehmen?

Antworten der Verwaltung:

Zu 1.: Der prozentuale Anteil der Schulentwicklungsplanung ist stark angestiegen (von 0,32 VZÄ auf
0,52 VZÄ). Auch die berufsbildenden Schulen rücken nunmehr in den Fokus der
Schulentwicklungsplanung.

Folgende Aufgaben sollen von der neu zu schaffenden Stelle ausgeführt werden:

Schulentwicklungsplanung für die allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen,
insbesondere (allg. SB)
 Sachbearbeitung; Erarbeitung der statistischen Grundlagen für die Schulentwicklungsplanung im

Landkreis Wolfenbüttel
 Erstellung von Statistikberichten, Prognosen u. ä.
 Raumplanungen in Abstimmung mit Amt 15 und ggf. weiteren Ämtern, z. B. Amt 13, Schul-IT
 Ermittlung des Bedarfs für verschiedene Bildungsangebote
 Erstellen von Schulentwicklungsplänen
 Abstimmung der Schulentwicklungsplanung mit benachbarten Trägern
 Konzeptionelle Erarbeitung von Grundlagen zur Einrichtung neuer Schulformen
 Vorbereitung der Beschlüsse der Kreistagsgremien.

Schule hat sich in den letzten Jahren stark verändert und befindet sich in einem laufenden Prozess.
Schulentwicklungsplanung (SEP) ist mehr als nur in Zahlen zu sehen. Zahlen sind sicherlich eine gute
Basis für Entscheidungen, aber wir müssen nicht nur darauf achten, ein ausgewogenes Schulangebot
vorzuhalten, sondern auch den ländlichen Raum nicht „abzuhängen“. Auch sozialräumliche Aspekte
spielen in die SEP (indirekt) mit rein. So wurde z. B in der Werla Schule ein Sozialraumtreff des
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Jugendamtes etabliert. Auch ein Hort konnte in der Schule untergebracht werden. Mit dem
sukzessiven Wegfall der Förderschule Lernen ab dem Schuljahr 2023/2024 kommen neue
Herausforderungen auf uns zu. Die Eltern der Kinder, die bisher die Förderschule Lernen besucht
haben, haben diese Schule sehr bewusst ausgesucht, da sie ihre Kinder dort besser aufgehoben
dachten als an einer Regelschule. Schon jetzt zeichnet sich ab, dass die Förderschule Geistige
Entwicklung in diesem Jahr zweizügig einschulen wird. Diese Zahlen müssen beobachtet und
hinterfragt werden. Welche Schlussfolgerungen sind hieraus zu ziehen? Welche Auswirkungen hat
die Inklusion in den nächsten Jahren auf den Bereich der allgemein bildenden Schulen?

Wir bekommen immer mehr Anfragen von Kommunen nach Zusammenarbeit, sei es eine Nachfrage
nach gemeinsamer Mensanutzung, Ausbau der Grundschulen. Auch diese Fragen sind so zu klären,
dass wir unsere Schülerzahlen im Blick haben und Auswirkungen auf unsere Schulen bedenken.
Enger und intensiver Austausch im Haus und mit den Kommunen ist hierfür erforderlich.

Im Bereich der BBS hat es in den vergangenen Jahren keine wirkliche SEP gegeben. Erst durch den
demografischen Wandel und den deutlich sinkenden Schülerzahlen im Bereich der dualen Ausbildung
(klassisch: Berufsschülerinnen und Berufsschülern) wurde ein Handlungsbedarf gesehen. Wenn wir
verhindern wollen, dass in einigen Jahren alle Berufsschülerinnen und Berufsschüler in die
benachbarten Metropolen abwandern, müssen wir unsere Position stärken. Wir müssen unseren BBS
Standort stärken und in einigen Bereichen ausbauen. Gleichzeitig müssen wir uns von anderen
Bereichen trennen. Der/ die SB muss sich hier viel und sehr eng mit der Schule auseinandersetzen
und mit neuen zukunftsfähigen Berufsfeldern beschäftigen, um gut gegen andere Schulträger
argumentieren zu können. Für diesen Bereich gibt es eine überregionale Arbeitsgruppe, die seit
einigen Monaten mit einer großen Datenbank arbeitet und somit die SEP der BBS neu aufstellt.

Konkret:
 Enger Austausch mit der CGLS
 Beobachtung und Auswertung der Daten der überregionalen Datenbank mit Vorschlägen zur

Entwicklung der CGLS in Zusammenarbeit mit der CGLS
 Verhandlungen mit den anderen Schulträgern der BBS und Entscheidungsvorschläge für die

Dezernentenrunde erarbeiten, die dann von der Politik zu entscheiden sind/ bei denen Politik zu
beteiligen ist.

 Austausch mit den anderen Schulträgern
 In Zusammenarbeit mit der CGLS und Amt 15 Erarbeitung, später Fortschreibung, eines

Raumkonzeptes für die CGLS. Den KAbg. wurde in den letzten Monaten vorgestellt welchen
Sanierungsbedarf die CGLS hat

 Evaluation, ob in den nächsten Jahren voraussichtlich mehr SuS mit Förderbedarf an die BBS
wechseln. Vor einigen Jahren haben SuS mit Unterstützungsbedarf die Förderschulen mit
entsprechenden Förderschwerpunkten besucht. Wenige SuS wurden in Integrationsklassen
unterrichtet. Mit Einführung der Inklusion werden mehr SuS an Regelschulen besucht. Viele SuS
mit Förderbedarf werden die Schule nach Klasse 10 verlassen und müssen dann noch ihre
Schulpflicht erfüllen; an der BBS? – kann Auswirkungen auf den Raumbedarf haben.

Zu 2.: Bislang wurde die Schulentwicklungsplanung von der SGL 40.1 (Schülerbeförderung) und
Referatsleitung ausgeführt. Aufgrund der Erhöhung des prozentualen Anteils und der Möglichkeit der
Entlastung der Referatsleitung sowie der Schaffung einer Vertretungssituation durch eine weitere SGL
wurde ein entsprechender Antrag für den 1. Nachtrag Stellenplan 2023 gestellt.

In diesem Zuge wurde die Leitungsspanne der Referatsleitung geprüft (1/33 direkt geführte
Mitarbeitende) und wie folgt auf die folgenden Stellen verteilt:

Vorher:
Referatsleitung:    29
SGL 40.1 (Schülerbeförderung): 4



Seite: 8/10

SGL 40.4 (Schulsekretariate): -

Nachher:
Referatsleitung: 4
SGL 40.1 (Schülerbeförderung): 12
SGL 40.4 (Schulsekretariate): 20

Zu 3.: Die organisatorische Leitung der Schulsekretariate oblag bislang der Referatsleitung 40. Die
Schulsekretariate sind organisatorisch dem Referat zugeordnet. Es finden regelmäßige
Dienstbesprechungen statt, um eine einheitliche Handhabung bei vergleichbaren Tätigkeiten zu
haben.

 Koordination von Vertretungen - allein vier Schulen haben nur 1 Schulsekretärin, Springerkraft
kommt, einige Kolleginnen mit längeren Krankheitsausfällen (Monate!)

 Arbeitsauslastung laufend prüfen und Stellenbedarf anpassen (Parameter: Schülerzahlen, neue
Aufgaben in Schule –neue Tätigkeiten im Sekretariat?!)

 Personalauswahl treffen bzw. nach Vorauswahl an Vorstellungsgesprächen teilnehmen
 Wahrnehmung der Unternehmerpflichten im Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit
 Unterstützung als Vorgesetzte, wenn z. B. Schulleitungen Aufgaben verlangen, die nicht zum

Tätigkeitsfeld gehören
 Fortbildungsbedarf feststellen, koordinieren und ggf. Inhouse-Schulungen organisieren
 Fragen klären, die alle Schulsekretariate betreffen, z. B. Schulabgängerbefragungen ja / nein?

Keine Landesaufgabe!
 Mit rechtlichem und menschlichem Rat zur Seite stehen, falls im Sekretariat Fragen aufkommen

(Schulleitungen verweisen (verständlicherweise) an den LK als Vorgesetzten / Arbeitgeber –
Fürsorgepflicht des Dienstherrn wahrnehmen

 Als neue Aufgabe kommt die Koordinierung von Wissenstransfer hinzu. Es werden für viele
Vorgänge Leitfäden benötigt, damit mit dem Weggang einzelner Leute nicht allzu große Lücken
entstehen. Der Fachkräftemangel mit all seinen Begleiterscheinungen fordert seinen Tribut. Die
Fluktuation ist vorhanden und in den nächsten Jahren gehen einige in Rente. Hier müsste ein
Konzept für das Changemanagement erarbeitet und laufend aktualisiert werden.

KAbg. Ganzauer erfragt, ob es Stellen gibt, welche über einen längeren Zeitraum unbesetzt bleiben.

Hierauf antwortet Erster Kreisrat Beddig, dass dies grundsätzlich nicht der Fall ist. Jedoch sei eine
überschneidende Nachbesetzung meist nicht möglich. Im ärztlichen Bereich gebe es häufiger das
Problem der Nachbesetzung.

KAbg. Keye fragt unter Bezugnahme auf Auflösung der Waffenbehörde der Stadt Wolfenbüttel nach,
ob der dort beschäftigte Mitarbeiter vom Landkreis aufgrund des waffenbehördlichen
Zuständigkeitswechsels übernommen wird.

Erster Kreisrat Beddig äußert hierzu, dass dies nicht vorgesehen ist. Es werde zunächst eine interne
Ausschreibung der Stelle in der Abt. 321 erfolgen.

Ohne weitere Aussprache fasst der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal nachstehenden

Beschluss:

Zur Vorlage Nr. XIX-0283/2023 wird eine Beschlussempfehlung nicht ausgesprochen. Es bleibt
dem Kreisausschuss überlassen, ohne vorherige Empfehlung des Fachausschusses eine
Empfehlung an den Kreistag abzugeben.
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Ausschussvorsitzende Florek ruft den Tagesordnungspunkt 9 auf.

Erster Kreisrat Beddig berichtet bezüglich der geplanten Rettungswache in Cremlingen, dass,
nachdem der Bau einer kombinierten Wache für Feuerwehr und Rettungsdienst vom Rat der
Gemeinde Cremlingen und dem Kreistag beschlossen worden ist, diese Woche weitere Gespräche
zur vertraglichen Festlegung der notwendigen Rahmenbedingungen stattgefunden haben. Der Rat
der Gemeinde habe die vertragliche Festlegung als Grundlage für den Fortgang der Baumaßnahme
gefordert. Dabei handele es sich im Vertrag vor allem um Festlegungen zur Finanzierung,
Unterhaltung und Bewirtschaftung der gemeinsamen Immobilie. Da der Verwaltungsausschuss der
Gemeinde noch im Juni über diese Vereinbarung entscheiden soll, sei geplant, dem Kreisausschuss
in seiner Sitzung am 19.06.2023 diese Vereinbarung ebenfalls zur Entscheidung vorzulegen. So wäre
eine zeitlich abgestimmte Entscheidung beider Gremien möglich und der Fortgang der
Baumaßnahme würde nicht verzögert werden. Eine Vorberatung durch diesen Ausschuss entfalle
dann.

Des Weiteren informiert Erster Kreisrat Beddig über den aktuellen Stand zu der Planung der
Oberschule Sickte. Anfang Mai habe ein Gespräch mit der Samtgemeinde Sickte stattgefunden. Die
benötigten Raumdaten seien inzwischen festgelegt. Seitens des Landkreises werden die benötigten
zusätzlichen Räume für die Oberschule Sickte auf der Grundlage der aktuellsten Anmeldezahlen und
einer Prognose für die Zukunft ermittelt. Offen sei derzeit noch die notwendige Elternbefragung zum
gymnasialen Zweig, welche wiederum Auswirkungen auf die Raumplanung entfalte. Zum
voraussichtlichen Bedarf und der Machbarkeit auf dem vorhandenen Grundstück in Sickte werde es
zum Kreisausschuss am 19.06.2023 eine Unterrichtung geben können. Ein Beschluss über die
Baumaßnahme werde jedoch erst in der Sitzung des Kreistages im November möglich sein.

Ausschussvorsitzende Florek ruft den Tagesordnungspunkt 10 auf.

Es liegen keine Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern vor.

Ausschussvorsitzende Florek schließt die Sitzung um 20:00 Uhr.

Vorsitzende Florek Erster Kreisrat Beddig

TOP 9 Bericht der Landrätin über wichtige Angelegenheiten ggf. mit
Aussprache (§ 85 Abs. 4 NKomVG, §§ 23, 5h GO)

TOP 10 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18, 5i GO)
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Protokollführerin Hellmich



[Amt 11]

ARBEITGEBER-ATTRAKTIVITÄT DES 
LANDKREISES WOLFENBÜTTEL

Wolfenbüttel 11.05.2023

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt

1

Anlage zum Protokoll über die 7. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal vom 11.05.2023



[Amt 11]
Agenda

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt

2

Auszubildende

Personalentwicklung, Fort- und Weiterbildung

Work-Life-Balance

Betriebliches Gesundheitsmanagement

Entgelt/Besoldung

Onboarding / Offboarding

Bindung / Zufriedenheit der Mitarbeitenden

Jährliche Aktionen des Personalrates / Gesamtpersonalrates und der 
Betriebssportgemeinschaft



[Amt 11]Auszubildende:

● Infoveranstaltung vor Beginn der Ausbildung zum gemeinsamen Kennenlernen

● Im Rahmen der Einführungstage:
Bereisung der Liegenschaften / 
Fortbildung Arbeitsorganisation (Zeitmanagement, Lernverhalten)

● Lehrmittelpauschale pro Beamtenanwärter*in

● Wahl des Schwerpunktstudiums beim Bachelorstudiengang Verwaltung

● Berücksichtigung der Wünsche im Praxiseinsatz

● Lerngruppen 1 x wöchentlich, werden während der Arbeitszeit ermöglicht

● Bereitstellung einer Lernplattform für Microsoft Office Anwendungen

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Auszubildende:

● Auszubildenden wird die Übernahme bereits bei Einstellung zugesichert, sofern keine 
betriebsbedingten, verhaltensbedingten oder gesundheitsbedingten Gründe entgegen stehen

● Im Stellenplan: Übernahmestellen für Anwärter*innen

● Auszubildenden und Studierenden wird die Möglichkeit der Wahl des zukünftigen Einsatzes in 
einer Organisationseinheit zum Berufsstart gegeben ( Vorstellung vakanter Stellen ca. 3 
Monate vor Beendigung der Ausbildung / des Studiums)

● Fortbildungen für interne Ausbilder*innen / Implementierung eines Ausbilder*innen-Zirkels

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt

4



[Amt 11]Personalentwicklung, Fort- und Weiterbildung:

● Weiterentwicklungsmöglichkeiten und Aufstiegschancen  Karrierechancen wie z.B. AI, AII, 
Regelaufstieg und Praxisaufstieg

● individuelle Weiterentwicklungsmöglichkeiten (zentral und dezentral)

● Systematische Führungskräftenachwuchsentwicklung (Potenzial AC) mit modularer 
Führungskräftequalifizierung

● Zentrale Fort- und Weiterbildungsangebote zur Stärkung der persönlichen, sozialen und 
methodischen Kompetenzen (intern z.B. Schulungen, Kommunikationstraining) 

● Coachings, Supervision, Teambuilding-Maßnahmen und Mediationen

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Personalentwicklung, Fort- und Weiterbildung:

● ForumFührungsFrauen: Netzwerk-, Austausch- und Fortbildungsgremium zur Stärkung der 
Kompetenzen weiblicher Führungskräfte

● Hausinterne Fortbildungsreihe ‚Verwaltungswissen‘ für Quereinsteiger*innen (8-teiliges 
Modul)

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Work-Life-Balance:

● gute Vereinbarkeit von Familie / Privatleben und Beruf durch z.B.  Teilzeitbeschäftigung 
(Fortbildungen z.B. vormittags möglich) und Gleitzeit 

sowie die Möglichkeit des Mobilen Arbeitens

● Familienpflegezeiten

● Möglichkeit der Betreuung von Kindern Bediensteter Großtagespflegestellen 

● Urlaubsanspruch 30 Tage / Jahr, bei Schwerbehinderung 35 Tage / Jahr

● Großzügige Urlaubsregelung: Resturlaub des Vorjahres kann bis 30.09. des Folgejahres 
angetreten werden

● Sonderurlaub (z.B. bei Niederkunft)

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Betriebliches Gesundheitsmanagement:

● BGM (Betriebliches Gesundheitsmanagement) mit Angeboten zur Gesundheitsförderung und 
Gesunderhaltung (u.a. Massagen am Arbeitsplatz, Achtsamkeit, Selbstbehauptung)

● Systematischer Arbeitssicherheits- und Arbeitsschutz (gesetzliche Vorgaben, Impfangebote, 
Augenuntersuchungen, Ermittlung der psychischen Belastungen) 

● Betriebssportgemeinschaft (u.a. Volleyball, Badminton, Fußball)

● Gesundheitstag 

● Gesundheitsfördernde und –erhaltende Arbeitsplatzausstattung

● Betriebliches Eingliederungsmanagement (z.B. Rückkehrgespräche, stufenweise 
Wiedereingliederung)

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Betriebliches Gesundheitsmanagement:

● Anpassungsstellen bei Rückkehr auf den Arbeitsplatz nach schwerer Erkrankung wie z.B. 

Schlaganfall, Krebserkrankung, Herzinfarkt

● Zuschuss zu verordneten Arbeitsplatzbrillen

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]
Entgelt / Besoldung:

● Krisensichere Arbeitsplätze (auch in pandemischen Zeiten)

● Jährliche Zielvereinbarungen / LoB (auch für Beamt*innen) gem. § 18 TVöD

● vermögenswirksame Leistungen

● betriebliche Altersversorgung

● Jahressonderzahlung 

● Großzügige Auslegung der Stufenzuordnung im Rahmen des Fachkräftemangels

● Beteiligung der Bediensteten im Rahmen eines alternativen Anreizsystems nach 

§ 18 a TVöD (derzeit keine Bereitschaft des Personalrats nach interner Abfrage der        
Beschäftigten)

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Onboarding /Offboarding: 

● Willkommensmappe für alle neu eingestellten Bediensteten

● Einarbeitungskonzept mit Checkliste steht allen Organisationseinheiten zur Verfügung

● Patenprogramm im Rahmen des Onboardings

● Feedbackgespräche des Personalbereichs mit neu eingestellten Bediensteten im Rahmen des 
Onboardings

● Austrittsgespräche

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Organisationsentwicklung / Mitarbeitenden -
Bindung / Zufriedenheit der Mitarbeitenden

● Ausüben von sinnstiftenden, vielfältigen und interessanten Tätigkeiten in den 
unterschiedlichen Einsatzgebieten der jeweiligen Ämter, Möglichkeit der internen Veränderung

● Möglichst zeitnahe Nachbesetzung freier Stellen bzw. im Rahmen des Wissensmanagements 
möglichst Überschneidung bei Nachbesetzung

● Amt 11 und Ref. 01 stehen jederzeit für Bedienstete beratend und offen für Probleme, 
Anregungen und Wünsche bereit (Anlaufstelle)

● Fahrradleasing

● Implementierung von Ideenwerkstätten (z.B. Beteiligung der Bediensteten zum Thema 
Onboarding)

● Dankes- / Rückkehr- und Willkommens- Karten 

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt

12



[Amt 11]Organisationsentwicklung / Mitarbeitenden -
Bindung / Zufriedenheit der Mitarbeitenden

● Jährliches Mitarbeitenden- Gespräch 

● Dienstvereinbarung zu wertschätzendem Umgang, Konfliktbewältigung und Mobbing am 
Arbeitsplatz

● Führungsgrundsätze und Leitbilder

● Technische Ausstattung: Nachrüsten der Arbeitsplätze mit Laptops innerhalb der nächsten 
Jahre sowie Ausstattung jedes Bildschirmarbeitsplatzes mit 2 Bildschirmen und 
Telefoniekonzept

● Teeküchen in den jeweiligen Liegenschaften

● Dienstjubiläen: Urkunde, Ehrung, Sonderurlaub

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]
Organisationsentwicklung / Mitarbeitenden -
Bindung / Zufriedenheit der Mitarbeitenden

● Intranetforen (z. B. Fragen an Landrätin, Personalrat..)

● Grundsatzerklärung gegen Gewalt

● Systematisches Vorgehen Vorfallsanzeigen / Gefährdungsanzeigen

● Dienstfahrzeuge und nach Möglichkeit Parkplätze für Mitarbeitende im Außendienst

● Dienstvereinbarung Schutz vor sexueller Belästigung

● Betriebliche Konfliktberatung

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]Jährliche Aktionen des PR / GPR und der 
Betriebssport-Gemeinschaft:

● Betriebsfest

● Betriebsausflug

● Preisskat

● Braunkohlwanderung

● Grillfest JAV vor Ausbildungsbeginn zum Kennenlernen

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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[Amt 11]

Landkreis Wolfenbüttel

Bahnhofstraße 11

38300 Wolfenbüttel

Tel.: +49 (0)5331 84

Fax: +49 (0)5331 84

E-Mail:

11.05.2023 Frau Pollex/ Frau Förg-Reichelt
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Abteilung 110 Personal

Amt 11 

405

e.foerg-reichelt@lk-wf.de

369

Edith Förg-Reichelt

Vielen Dank!
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Damen und Herren Mitglieder Wolfenbüttel, den 26. April 2023
des Ausschusses für Wirtschaft,
Finanzen und Personal

Alle anderen Damen und Herren
Kreistagsmitglieder nachrichtlich

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Einvernehmen mit der Vorsitzenden lade ich zur
7. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal
des XIX. gewählten Kreistages ein.

Die Sitzung findet in hybrider Form statt. Sie können entweder persönlich oder per Video
zugeschaltet an der Sitzung teilnehmen.

Bitte teilen Sie Frau Hellmich (n.hellmich@lk-wf.de; 05331 84226) möglichst bis zum
05.05.2023 mit, in welcher Form Sie teilnehmen möchten.

T A G E S O R D N U N G:

Öffentliche Sitzung:

Sitzungstermin: Donnerstag, 11.05.2023, 18:30 Uhr

Ort, Raum: Landkreis Wolfenbüttel, Bahnhofstr. 11,
38300 Wolfenbüttel, großer Sitzungssaal

1. Eröffnung der Sitzung

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit (§§ 23, 5b GO)

3. Feststellung der Tagesordnung (§§ 23, 5c GO)

4. Genehmigung des Protokolls über die 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen
und Personal vom 02.03.2023 (§§ 23, 5d GO)

5. Anfragen (§§ 23, 5e GO)

5.1. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18 GO)

5.2. Anfragen von Kreistagsmitgliedern/ Ausschussmitgliedern (§§ 23, 17 GO)
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Freundliche Grüße
In Vertretung

Heiko Beddig

6. Darstellung Arbeitgeber-Attraktivität beim Landkreis Wolfenbüttel (mündlicher Bericht)

7. Jahresabschlussbericht 2022
Vorlage: XIX-0284/2023

- Vorlage wird nachgereicht

8. 1. Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises Wolfenbüttel für das Haushaltsjahr 2023
Vorlage: XIX-0283/2023

9. Bericht der Landrätin über wichtige Angelegenheiten ggf. mit Aussprache
(§ 85 Abs. 4 NKomVG, §§ 23, 5h GO)

10. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18, 5i GO)
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P r o t o k o l l

über die 6. Sitzung des Ausschusse für Wirtschaft, Finanzen und Personal

Teilnehmerinnen/Teilnehmer

Stellvertretende stimmberechtigte Mitglieder

Ordentliche Mitglieder

Grundmandat (nicht stimmberechtigtes Mitglied)

Landrätin

Von der Verwaltung

Als Gäste

Sitzungstermin: Donnerstag, 02.03.2023

Sitzungsbeginn: 18:30 Uhr

Sitzungsende: 19:39 Uhr

Ort, Raum: Landkreis Wolfenbüttel, Bahnhofstr. 11, 38300 Wolfenbüttel,
großer Sitzungssaal

Koch, Harald SPD Vertretung für KAbg. Hensel

Glier, Andreas CDU
Graf, Frank SPD
Kamphenkel, Marcel SPD
Keye, Bernfried SPD Teilnahme erfolgt digital
Meißler, Andreas CDU
Meyn, Lennie SPD Teilnahme erfolgt digital
Müller, Karl - Heinz CDU
Stuhlweißenburg-Siemens, Ulrike Bündnis 90 / Die Grünen
Uminski-Schmidt, Angelika Bündnis 90 / Die Grünen

Otte-Kotulla, Bettina FDP Teilnahme erfolgt digital
Pastewsky, Jürgen AfD

Steinbrügge, Christiana

Beddig, Heiko Erster Kreisrat
Fricke, Katrin Leiterin Ref. 01

Memmert, Andreas Bürgermeister Gemeinde Schladen-Werla und
Vorsitzender des Vorstandes des Tourismusverbands
Nördliches Harzvorland e.V.

Reckewell, Björn Geschäftsführer des Tourismusverbands Nördliches
Harzvorland e.V.

Ö  4Ö  4
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Protokollführerin

Es fehlen:

Ordentliche Mitglieder

______________________________________________________________________________

Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung:

_______________________________________________________________________________

Öffentliche Sitzung

Erster Kreisrat Beddig eröffnet aufgrund der Verhinderung der Ausschussvorsitzenden Florek und
ihres Vertreters KAbg. Hensel die 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal
um 18:30 Uhr und begrüßt die Anwesenden.

Gem. § 4 Abs. 3 i.V.m. § 23 der Geschäftsordnung für den Kreistag, den Kreisausschuss, die
Ausschüsse des Kreistages und die nach besonderen Rechtsvorschriften gebildeten Ausschüsse des
Landkreises Wolfenbüttel vom 15.11.2021 ist in dem Fall der Verhinderung der Vorsitzenden und ihres
Vertreters unter dem Vorsitz der oder des ältesten anwesenden Mitglieds des Ausschusses für die
Dauer der Sitzung eine Vorsitzende/ ein Vorsitzender aus der Mitte des Ausschusses zu wählen.
Daher bittet Erster Kreisrat Beddig den ältesten Anwesenden, KAbg. Koch, den Vorsitz für die Wahl
einer oder eines Vorsitzenden für die Dauer der Sitzung zu übernehmen.

Hellmich, Nadine

Florek, Christiane CDU
Hensel, Falk SPD

1. Eröffnung der Sitzung

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit (§§ 23, 5b GO)

3. Feststellung der Tagesordnung (§§ 23, 5c GO)

4. Genehmigung des Protokolls über die 5. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen
und Personal vom 24.11.2022 (§§ 23, 5d GO)

5. Anfragen (§§ 23, 5e GO)

5.1. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18 GO)

5.2. Anfragen von Kreistagsmitgliedern/ Ausschussmitgliedern (§§ 23, 17 GO)

6. Zuwendung an den Tourismusverband Nördliches Harzvorland e.V.
Vorlage: XIX-0259/2023

7. Bericht der Landrätin über wichtige Angelegenheiten ggf. mit Aussprache
(§ 85 Abs. 4 NKomVG, §§ 23, 5h GO)

8. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18, 5i GO)

TOP 1 Eröffnung der Sitzung
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KAbg. Koch übernimmt den Vorsitz. Aus der Mitte des Ausschusses wird der KAbg. Glier als
Vorsitzender für die Dauer der 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal
vorgeschlagen.

KAbg. Glier erklärt sich bereit, den Vorsitz im Falle der Wahl zu übernehmen.

Ohne weitere Aussprache fasst der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal einstimmig
nachstehenden

Beschluss:

Der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal bestimmt KAbg. Glier zum
Ausschussvorsitzenden für die Dauer der 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft,
Finanzen und Personal.

Ausschussvorsitzender Glier stellt die ordnungsgemäße Ladung und die Beschlussfähigkeit fest.

Ausschussvorsitzender Glier stellt die Tagesordnung fest.

Änderungen liegen nicht vor. Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ausschussvorsitzender Glier stellt das Protokoll über die 5. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft,
Finanzen und Personal vom 24.11.2022, das allen Ausschussmitgliedern vorliegt, zur Aussprache.

Ohne weitere Aussprache fasst der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal einstimmig, bei
zwei Stimmenthaltungen nachstehenden

Beschluss:

Das Protokoll über die 5. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal vom
24.11.2022 wird genehmigt.

Ausschussvorsitzender Glier ruft den Tagesordnungspunkt 5.1 auf und stellt fest, dass keine Anfragen
von Einwohnerinnen und Einwohnern vorliegen.

TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit
(§§ 23, 5b GO)

TOP 3 Feststellung der Tagesordnung (§§ 23, 5c GO)

TOP 4 Genehmigung des Protokolls über die 5. Sitzung des Ausschusses
für Wirtschaft, Finanzen und Personal vom 24.11.2022 (§§ 23, 5d GO)

TOP 5 Anfragen (§§ 23, 5e GO)

TOP 5.1 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18 GO)
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Ausschussvorsitzender Glier ruft den Tagesordnungspunkt 5.2 auf und bittet die anwesenden
Kreistagsmitglieder um Wortmeldungen.

KAbg. Kamphenkel erfragt, ob das Sozialticket in der jetzigen Form weitergeführt wird oder ob
Änderungen vorgesehen sind, welche Auswirkungen auf den Haushalt entfalten werden.

Landrätin Steinbrügge antwortet hierauf, dass bisher keine Änderungen geplant sind.

Ausschussvorsitzender Glier ergänzt, dass die Thematik bei Bedarf fachlich zunächst im Ausschuss
für Soziales, Inklusion, Vielfalt und Arbeit beraten wird, bevor haushaltswirksame Änderungen im
Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal angesprochen werden.

KAbg. Stuhlweißenburg-Siemens möchte in Erfahrung bringen, ob es bereits neue Entwicklungen
hinsichtlich der Machbarkeitsstudie zu dem interkommunalen Gewerbegebiet A2/A39 gibt.

Landrätin Steinbrügge entgegnet hierzu, dass die europaweite Ausschreibung derzeit läuft. Sie
bezieht sich nur auf die Flächen im Landkreis Helmstedt.

Es liegen keine weiteren Anfragen von Ausschussmitgliedern vor.

Ausschussvorsitzender Glier ruft den Tagesordnungspunkt 6 auf.

Landrätin Steinbrügge begrüßt den Bürgermeister der Gemeinde Schladen-Werla Herrn Memmert,
welcher als Vorsitzender des Vorstandes des Tourismusverbandes Nördliches Harzvorland e.V. agiert
und Herrn Reckewell, welcher die Geschäftsführung des Verbandes innehat und führt in die Vorlage
ein.

Herr Memmert bedankt sich für die Einladung und Unterstützung.

Herr Reckewell stellt die Arbeit des Tourismusverbands mithilfe einer Präsentation ausführlich vor.

Anmerkung der Verwaltung:
Die Präsentation liegt dem Protokoll als Anlage bei.

KAbg. Stuhlweißenburg-Siemens erfragt im Anschluss an die Präsentation, ob eine Integration der
Aktion „Genuss-Bike-Radeln“ geplant ist und welchen Stellenwert Nachhaltigkeit und
Klimafreundlichkeit bei der Arbeit des Tourismusverbandes einnehmen.

Herr Memmert antwortet hierzu, dass eine intensivere Kooperation und Partizipation mit einer
Fahrrad-Fachhandlung in Hornburg geplant ist. Zudem nehmen die Themen Nachhaltigkeit und
Naturschutz einen hohen Stellenwert ein. Unter anderem werden Barrierefreiheit, nachhaltiger
Tourismus, Direktvermarktung von regional erzeugten Produkten und auch
Hochwasserschutzmaßnahmen, welche sowohl umweltschützende als auch touristische Wirkungen
entfalten, verfolgt. Unterstützt werde die Arbeit des Tourismusverbandes durch Herrn Prof. Dr. Quack,
welcher beim Institut für Tourismus- und Regionalforschung der Ostfalia tätig ist. Eine große Initiative
sei auch das „Rad-Wandern“.

TOP 5.2 Anfragen von Kreistagsmitgliedern/ Ausschussmitgliedern (§§ 23, 17 GO)

TOP 6 Zuwendung an den Tourismusverband Nördliches Harzvorland e.V.
Vorlage: XIX-0259/2023
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Herr Reckewell ergänzt bezugnehmend zu der Thematik des Klimaschutzes, dass die
TourismusMarketing Niedersachsen GmbH ein Klimafolgenanpassungsprojekt durchgeführt hat, in
welchem u.a. für das Braunschweiger Land Maßnahmen und Werkzeuge herausgearbeitet wurden,
um Klimafolgen adäquat entgegnen zu können. Außerdem verweist er auf die Synergien, welche
durch seine parallele Arbeit als Abteilungsleitung der Abteilung für Tourismus bei der Stadt
Wolfenbüttel entstehen. Geplant sei hier ein Projekt mit 17 Städten zu der Thematik der
Klimafolgenanpassung, wobei erlerntes Wissen im Tourismusverband eingebracht werden kann.

KAbg. Müller möchte in Erfahrung bringen, warum im Südosten des Landkreises wenig touristische
Maßnahmen vorhanden sind.

Herr Memmert entgegnet hierzu, dass derzeit einige Leader-Stabprojekte, insbesondere
Schöppenstedt, Elm-Asse und Oderwald betreffend, auf den Weg gebracht werden. Derzeit dehne
sich der klassische Tourismus auf das Eulenspiegel-Museum und die Wanderregion Elm-Asse aus.
Zukünftig solle die Vernetzung zwischen Elm-Asse und dem Landkreis Helmstedt intensiviert werden.

Landrätin Steinbrügge äußert außerdem, dass das Eulenspiegelmuseum stärker in den Blick gerückt
werden soll und auch eine intensivere Einbindung des Bücherbusses geplant werden könnte. Herr
Reckewell betont das Potential des Museums und des Themas „Eulenspiegel“ an sich. In diesem
Hinblick führt Herr Memmert den erfolgversprechenden Till-Eulenspiegel-Comic an, welcher für
europaweite Werbung im klassischem Sinne sorgt.

Ohne weitere Aussprache ergeht nachstehende

Beschlussempfehlung:

Der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal empfiehlt einstimmig dem Kreisausschuss, dem
Kreistag zu empfehlen, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Die Zuwendung an den Tourismusverband Nördliches Harzvorland e.V. wird in bisheriger
Höhe gewährt. Für 2023 und 2024 werden die Zahlungen auf der bisherigen Grundlage
gewährt und betragen für 2023 rund 193.000 €, für 2024 rund 197.000 €.

2. Die Landrätin wird beauftragt, gemeinsam mit dem Tourismusverband Nördliches Harzvorland
e.V. alternative Organisationsformen zu prüfen.

Ausschussvorsitzender Glier ruft den Tagesordnungspunkt 7 auf.

Erster Kreisrat Beddig verweist im Hinblick auf die finanziellen Auswirkungen des Neubaus der
Rettungswache in Cremlingen auf die Vorlage mit der Nummer XIX-0262/2023.

Ausschussvorsitzender Glier ruft den Tagesordnungspunkt 8 auf.

Es liegen keine Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern vor.

TOP 7 Bericht der Landrätin über wichtige Angelegenheiten ggf. mit Aussprache
(§ 85 Abs. 4 NKomVG, §§ 23, 5h GO)

TOP 8 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner (§§ 23, 18, 5i GO)
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Ausschussvorsitzender Glier schließt die Sitzung um 19:39 Uhr.

Vorsitzender Andreas Glier Erster Kreisrat Heiko Beddig

Protokollführerin Nadine Hellmich



Tourismusförderung
im Landkreis Wolfenbüttel

und im Nördlichen Harzvorland

Anlage zum Protokoll über die 6. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen und Personal vom 02.03.2023
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GEBIETS- UND 
AKTEURS-

EINORDNUNG
… und ein Blick auf die Übernachtungszahlen in der Landesstatistik



Strukturen im Tourismus

NATUR / 
UMWELT /
BILDUNG

GEOPARK

NHAVO

TR BS-L

NATURPARK

TOURISTISCHE
WIRTSCHAFTS-
FÖRDERUNG



Niedersachsen

Statistische Region*

Kreis*, Große Stadt*

Einheits-/Samtgemeinde*

------------

Jahr

Beherber-

gungs-

betriebe

geöffnet

---------

im Juli

Schlaf-

gelegen-

heiten

angeboten

---------

im Juli

1)

Beherber-

gungs-

betriebe

geöffnet

1)

Schlaf-

gelegen-

heiten

angeboten

angeboten

e

Schlaf-

gelegen-

heitentage

Gästeankünfte Gästeübernachtungen durchschnittliche

insgesamt Ausländer insgesamt Ausländer

Aufent-

halts-

dauer

Auslastu

ng

der 

Schlaf-

gelegen-

heiten

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

158     Wolfenbüttel (Landkreis inkl. Stadt)             

2009 24 881 26 983 355148 43929 4241 94830 9348 2,2 26,7

2010 33 1314 32 1314 476876 49231 3927 112469 9694 2,3 23,6

2011 33 1345 34 1397 503074 54283 4354 134941 16509 2,5 26,8

2012 34 1397 34 1378 496465 56527 4271 141695 17517 2,5 28,5

2013 29 1256 31 1348 489433 54863 4426 139624 16962 2,5 28,5

2014 31 1317 32 1339 474982 55555 4769 142466 19857 2,6 30,0

2015 33 1349 34 1369 495848 55279 4965 142095 20115 2,6 28,7

2016 30 1115 30 1155 419986 48607 4299 124151 19931 2,6 29,6

2017 30 1174 30 1135 410181 47532 4036 123405 20939 2,6 30,1

2018 29 1082 29 1102 397716 50681 3212 126183 16501 2,5 31,7

2019 31 1243 32 1284 462427 54321 3557 135813 16599 2,5 29,4

2020 31 1261 29 1073 377059 28206 1348 72767 6249 2,6 19,3

2021 31 1240 26 1027 371989 27689 1337 79251 7169 2,9 21,3

-41,6%

(2021 zu 2019)

-6,6 Mio. EUR

(2021 zu 2019)



AUFGABENSTRUKTUR
… für die Tourismusförderung im Landkreis Wolfenbüttel



Marktforschung

• Wir werten die Daten des Landesamtes für Statistik aus

• Wir haben bereits 2015 mit dem SINUS-Institut anhand 
der Milieu-Modelle eine Zielgruppenbestimmung für das 
Marketing durchgeführt

• Die Ergebnisse finden sich im ZielgruppenKochbuch
wieder, das für die kommenden Jahre eine 
Überarbeitung und Aktualisierung erfahren wird

• Mit dem dwif (München) erstellen wir aktuell eine 
Auswertung zum Wirtschaftsfaktor Tourismus mit den 
Daten zu Übernachtungen gewerblich sowie im privaten 
Segment, VFR-Reisen („Sofa-Tourismus“), Camping-
/Wohnmobiltourismus und Tagesreisen

• Mit Michael Bauer Micromarketing führen wir aktuell 
eine Gäste-Analyse auf Basis der SINUS-Milieus mit 
Trackingdaten von Smartphone-Apps durch



Zielgruppen und 
Wirtschaftsfaktor



Verbesserung des touristischen 
Angebots: Radfahren

Festlegung von Themenrouten, Verläufen und Mitwirkung an deren Qualitätsverbesserung (Ausschilderungen, 
Möblierungen, Verknüpfung zu weiteren Angeboten wie Kultur, Freizeit, Gastronomie

Entwicklung eines gemeinsamen Oker-Radwanderwegs von Wolfenbüttel bis Goslar

Übernahme der Touren in die Datenbank und Ausspielung in Webseite und App

Weitergabe der Touren an den NiedersachsenHub, die touristischen Landesdrehscheibe für Daten in Richtung 
weiterer Anbieter (Outdoractive, Koomot) bzw. zur Deutschen Zentrale für Tourismus (ADAC, Bahn, etc.)

Vermarktung mit Hilfe von Kartenmaterial, Tourenbuch und Flyern sowie Marketingstelle für den Innerste- und 
den Weser-Harz-Heide-Radweg mit Budgets der jeweiligen Anrainer



Verbesserung 
des 
touristischen 
Angebots: 
Wandern

Festlegung von 
Wanderrouten 
(künftiges Ziel: 

Ausschilderung!)

Betrieb des Netzwerks 
„Stempelstellen“

Übernahme der Touren 
in die Datenbank und 

Ausspielung in Webseite 
und App

Weitergabe der Touren 
an den 

NiedersachsenHub

Vermarktung mit Hilfe 
von Kartenmaterial, 

Tourenbuch und Flyern



Verbesserung des touristischen Angebots: 
Kanu / SUP

Ausbau der Infrastruktur an den vorhandenen Kanustegen 
(Möblierung, Infotafeln, Treppenanlage)

Beschilderung der Kanustege zur Auffindbarkeit

Aufnahme der Kanustege in das bundesweite Netzwerk „Gelbe 
Welle“ und Ausschilderung vor Ort als Wasserwanderplätze

Unterstützung der lokalen Anbieter bei der Vermarktung der 
Gruppenangebote

Nach Abschluss der Infrastrukturarbeiten: Herausgabe einer 
Wasserwanderkarte



Verbesserung des 
touristischen 
Angebots: Events

• Mitwirkung bei der Vorbereitung und Umsetzung 
von Events mit regionaler und überregionaler 
Strahlkraft

• In 2022 zum Beispiel: Nacht der kleinen Museen, 
Kultur-Land-Kirche, Braunschweigische 
Landpartie, Apfelherbst

• In 2023 unter anderem: Mittelaltermarkt Asse, 
Apfelherbst

• Schwerpunkte in der Mitwirkung: Zielgruppen, 
Marketing-Konzeption, Werbung off- und online 
und vor allem Social Media 



Verbesserung 
des 
touristischen 
Angebots: 
Regionale 
Erzeugnisse

Netzwerke und 
Gesprächskreise mit 

regionalen Erzeugern, seit 
2022 in Zusammenarbeit 

mit der 
Wirtschaftsförderung

Übernahme der 
Betriebe/Angebote in die 

Datenbank und Ausspielung 
in Webseite und App

Weitergabe der Touren an 
den NiedersachsenHub

Vermarktung: In 2023 
werden alle Betriebe in der 

Regio-App des 
Bundesverbands der 

Regionalbewegungen 
automatisiert 

aufgenommen 
(bundesweites Pilotprojekt 

mit dem Nördlichen 
Harzvorland)



Vermarktung und 
Werbung

• Repräsentation des Verbandsgebietes auf 
Veranstaltungen und Messen wie dem Tag der 
Niedersachsen, der ABF-Messe in Hannover aber 
auch z. B. dem Mittelaltermarkt an der Asse

• Werbekooperationen mit bundesweiten Medien 
wie z. B. Tambiente

• Regionale Werbung um Tagesgäste, z. B. mit BS-
Live (online), Radio 38

• Online-Werbung in den sozialen Medien 
Instagram und Facebook

• Video-Kanal auf Youtube

• Eigene Webseite und App





Zukunftsaufgaben

• Der Tourismusverband wirkt auf verschiedenen 
Ebenen wie z. B. LEADER aktiv, damit 
Investitionen in das Freizeit-/Tourismusangebot 
stattfinden

• Eine Verbesserung des Freizeit-
/Tourismusangebot wirkt stets auf zwei 
Ebenen: auf die heimische Bevölkerung ebenso 
wie auf Gäste

• Dabei müssen wir im Blick behalten, dass nach 
innen wie nach außen die selben 
Zielgruppen/Milieus ansprechen

• Neue Angebote helfen uns, das Verbandsgebiet 
und die junge Tourismusmarke im Wettbewerb 
klarer zu positionieren

• Investitionen in den Tourismus sind immer 
standortsichere Investitionen

• „Entwickeln wir unsere Heimat auch für 
Gäste zu dem, was sie für uns ist: der 
schönste Ort der Welt!“

Beispiel



Digitalisierung
• Seit 2013 eigene Webseite und Datenbank

• Seit 2018 Freizeit-App Nördliches Harzvorland

• Seit 2020 neue Webseite

• Seit 2020 neue Datenbank mit direkter Anbindung an den NiedersachsenHub

• 2021: „Zukunftsfit im Tourismus“ – vom Zukunftsfond Asse gefördertes Projekt für 40 touristische Betriebe / 
Einrichtungen im Landkreis Wolfenbüttel

• 2022: Aufnahme aller relevanten Daten zum UNESCO-Geopark als Service

• 2022: „Open Data-Projekt“ - vom Zukunftsfond Asse gefördertes Projekt zur Aufnahme strukturierter Daten 
im Tourismus

• 2023: Progressive Web App (PWA) für alle Tourenangebote

• 2023: Kooperation mit dem Naturpark Elm-Lappwald zur Datenerfassung über den LKWF hinaus

• Das Nördliche Harzvorland ist Referenz-Region für Digitalisierung in Niedersachsen, unterstützt die 
Tourismusmarketing Niedersachen in der Open-Data-Tourism-Alliance und wird zu Vorträgen eingeladen (z. 
B. Digitaltag Sachsen, Datenmanagement-Netzwerk Niedersachsen, Veranstaltung der DIHK, IHKen und des 
DEHOGA auf Bundesebene)





Interkommunale Arbeit

Mitwirkung bei 
verschiedenen Arbeits-
/Themengruppen wie 

z. B. Via Romea, 
Landmarken

Mitarbeit im Beirat des 
UNESCO-Geoparks 

Harz.Braunschweiger
Land.Ostfalen

Vertreter für die Gruppe 
„Region / Tourismus“ 

im Asse-2-Begleit-
gruppenprozess

Mitarbeit LAG LEADER 
Nördliches Harzvorland & 

Kooperationen mit 
LEADER Westharz sowie 
LEADER Elm-Schunter

Public-Public-Partnership 
und Public-Private-

Partnership



Geschäftsstelle

• Jessica Lau (VZ)

• Alina Neumann (VZ)

• Bettina Hättich-Demontis (37 Std./M.)

• Björn Reckewell (20 Std./M.)

• = 2,4 VZ-Stellen



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

© Nördliches Harzvorland Tourismusverband e. V.

Eine Veröffentlichung ist nicht zulässig, da Bilder zu
Illustrationszwecken Verwendung gefunden haben, für 
die keine Rechte zur Veröffentlichung vorliegen.
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen
Ref. 01 / Schn.

Datum
03.05.2023

Vorlage-Nr.
XIX-0284/2023

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

öffentlich 11.05.2023 Kenntnisnahme

Kreisausschuss nicht öffentlich 19.06.2023 Kenntnisnahme

Kreistag öffentlich 03.07.2023 Kenntnisnahme

Betreff

Jahresabschlussbericht 2022

Beschlussvorschlag:

Der Bericht zum 31.12.2022 des Landkreises Wolfenbüttel wird zur Kenntnis genommen.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert

Ö  7Ö  7
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Begründung:

I Finanzbericht

Das Ergebnis verbessert sich gegenüber der Planung voraussichtlich um rd. 7,4 Mio. €.

Hauptgründe hierfür sind folgende Positionen:

1. Schlüsselzuweisungen vom Land / Kreisumlage

Im o. g. Bereich ergeben sich Mehrerträge i. H. v. rd. 5,1 Mio. €.

2. Aufwendungen für Personal und Versorgung

Bei den Aufwendungen für aktives Personal und den Aufwendungen für Versorgung

ergeben sich Minderaufwendungen i. H. v. rd. 3,2 Mio. €. Die Minderaufwendungen bei

den Personalaufwendungen wurden durch eine hohe Fluktuation und die damit

verbundene Verzögerung in der Wiederbesetzung der Stellen verursacht. Den

Minderaufwendungen stehen jedoch Mehraufwendungen i. H. v. ca. 700.000 € bei den

Rückstellungen Personal gegenüber. Diese ergeben sich durch einen vermehrten

Zugang von Beamtinnen und Beamten beim Landkreis Wolfenbüttel. Insgesamt

verbessert sich das Ergebnis um rd. 2,5 Mio. €.

3. Leistungen nach dem AsylbLG

Aufgrund der Ukrainekrise ergeben sich im Bereich des AsylbLG Mehraufwendungen i.

H. v. rd. 1,8 Mio. €. Der Kriegssituation geschuldet sind kurzfristig viele

Leistungsberechtigte im Leistungsbezug gewesen. Seit dem 01.06.2022 besteht für

einen großen Teil der Geflüchteten jedoch kein Anspruch mehr nach dem AsylbLG.

Den Mehraufwendungen stehen jedoch Mehrerträge i. H. v. insgesamt 3,4 Mio. €

entgegen. Gründe hierfür sind zum einen eine Vorauszahlung der

Abgeltungspauschale für 2023 i. H. v. 1,5 Mio. € und zum anderen eine grundsätzliche

Erhöhung dieser Pauschale. Darüber hinaus hat das Land Niedersachsen eine

Sonderzahlung i. H. v. rd. 1 Mio. € geleistet.

4. Schülerbeförderung

Im Bereich der Schülerbeförderung ergeben sich Minderaufwendungen i. H. v. rd. 1,3

Mio. €. Die Minderausgaben resultieren u. a. aus dem 9 € - Ticket. Die bereits

ausgestellten Sammel-Schülerzeitkarten behielten ihre Gültigkeit, der Regionalverband

erstattete dem Landkreis Wolfenbüttel jedoch den entstandenen Differenzbetrag in

Höhe von ca. 667.000 €. Weitere Minderausgaben resultieren aus dem Wegfall der

HRS Remlingen im Laufe des Jahres 2022 und einer höheren, vorsorglichen

Ansatzplanung für die Schülerbeförderung der OBS Sickte, als Folge des großen

Schuleinzugsbereiches.

5. Vollstationäre Dauerpflege

Im Bereich der Vollstationären Dauerpflege ergeben sich Minderaufwendungen i. H. v.

rd. 1,5 Mio. €. Seit dem 01.01.2022 wird im o. g. Leistungsbereich ein

Leistungszuschlag von den Pflegekassen gezahlt. Durch diesen Zuschlag verringert

sicher der Eigenanteil, welcher durch die Heimbewohner zu zahlen ist. Hierdurch sind

Leistungsberechtigte aus dem Hilfebezug gefallen bzw. der Sozialhilfeanspruch hat

sich seither verringert.
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Perspektivisch werden sich hier die Aufwendungen jedoch aufgrund der ab 01.09.2022

geltenden Tarifbindungspflicht, neuen Pflegesatzverhandlungen und grundsätzlich

steigenden Kosten erhöhen.

6. Leistungen der Heimerziehung / sonstige betreute Wohnformen § 34

Steigende Fallzahlen und fehlende Alternativangebote begründen hier

Mehraufwendungen i. H. v. rd. 2,3 Mio. €. Ein nachvollziehbarer Anstieg der

Sachkosten und die Steigerungen der Personalkosten sind deutlich erkennbar. Zudem

steigen die Kosten für die Unterbringungen aufgrund der Komplexität der Einzelfälle

und dem damit einhergehenden größeren Betreuungsaufwand.

7. Leistungen der Eingliederungshilfe für seelisch Behinderte § 35 a

Auch hier ergeben sich enorme Mehraufwendungen i. H. v. rd. 2,1 Mio. €. Die Gründe

sind ebenso dem Punkt 6 zu entnehmen.

8. Außerplanmäßige Abschreibungen

Zum Jahresabschluss 2022 ergibt sich eine außerplanmäßige Abschreibung i. H. v. 5,6

Mio. € durch den gefallenen Bilanzwert der E.ON Aktie.

Weitere Abweichungen ergeben sich aus diversen Produktkonten.

II Personalbericht

Daten zur Personalentwicklung

In Vertretung

Heiko Beddig

Kennzahlen

Anzahl der Mitarbeitenden des Landkreises inkl. jobcenter, WLW und

BIZ zum Stichtag 31.12.2022

942

Anzahl der durchgeführten Personalentwicklungsmaßnahmen im

Zeitraum 01.01. – 31.12.

56

Gesamtaufwendungen für interne Personalentwicklungsmaßnahmen

im Zeitraum 01.01. – 31.12. in €

103.954,43

Durchschnittl. Anzahl an Teilnehmenden je Maßnahme 10,43

Durchschnittl. Aufwendungen je Maßnahme in € 1.856,33

Aufwendungen der kostengünstigsten Maßnahme in € 0

Aufwendungen der kostenintensivsten Maßnahme in € 10.770,46

Durchschnittl. Aufwendungen je Teilnehmer*in in € 177,98
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Anlagen:

Anlage 1 – Finanzbericht zum 31.12.2022 Landkreis Wolfenbüttel
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Anlage 2 – Übersicht der Erstattungsanteile für Stellen und Stellenanteile bis 31.12.2022 durch

Land, Bund und Dritte

Anlage 3 – Unbesetzte Stellenanteile zum Stichtag 31.03.2023

80
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Anlage 2 zur Vorlage XIX-0284/2023 – Übersicht über Erstattungsanteile

Erstattungsanteile für Stellen und Stellenanteile bis 31.12.2022

durch Bund, Land oder Dritte

Amt Abt.
Erstattung für
Stelle/Tätigkeit

Ggfs. Höhe der Erstattung
jährlich

Durch Bund, Land
oder Dritte

Stand 31.12022

10 105 Klimaschutzmanager*in ca. 24.100 € Bund 43.727,67 €

10
Ref.
104

Zensus ca. 120.000 €
Landesamt für

Statistik
Niedersachsen

259.560,44 € (inkl.
Sachkosten)

11 110
Personalsachbearbeitung
Schladen-Werla

Schladen-Werla
24.042,50 €

64 670 Fachkraft Nds. Weg 74.300 €
Land

gem. § 4 NFVG
74.389,00 €

Dez.
II

Personalkosten Stiftung
Zukunftsfonds Asse

246.100 € Stiftung
Zukunftsfonds

Asse

234.831,00 €

Ref.
02

Geschäftsstelle Naturpark
Elm-Lappwald

0,66 VZÄ 1/3 Stadt BS,
1/3 Landkr. HE

51.530,64 €

Ref.
02

Infrastrukturmanager*in
Naturpark Elm-Lappwald

1 VZÄ E 9c Land/NBank 66.825,57 €

Ref.
02

5G- Pionierprojekt
ländlicher Raum

28.400 € Bund
29.681,56 €

32 321

Vorbeugender
Brandschutz/
für
Brandverhütungsschauen

48.000 € pauschal Land

48.000,00 €

32
320 Beschäftigungssicherungsz

uschuss für eine(n)
Mitarbeiter(in)

Integrationsamt
2.340,00 €

51 515 Stadtteiltreff Auguststadt 28.000 € Stadt WF 30.164,38 €

51
515 Fachberatung

Kindertagespflege
22.000 € Land

22.000 €

51
515 Fachberatung

Sprachbildung und –
förderung

15.000 € Land 15.000 €

51 511
Kosten für übertragene
Aufgaben z.B. Elterngeld (§
4 NFVG)

139.000 € Land
132.661,00 €

51
513 Schulsozialarbeit an

Gymnasien
35.400 € Stadt WF

37.469,85 €

51 514
Frühe Hilfen
Netzwerkkoordination

32.000 € (jährl.
Variierende Fest-

betragsfinanzierung)
Bund

32.000 €

51 514
Koordination
Familienhebammen

30.000 € (jährl.
Variierende Fest-

betragsfinanzierung)
Bund

30.000 €

51 514 Fachkraft Babybegrüßung 15.000 € Land Nds. 15.000 €

51 515 Fachkraft 7.000 € Land Nds. 7.000 €

Refer
at 40

40.1
Beschäftigungssicherungsz
uschuss für eine(n)
Mitarbeiter(in)

bis zu 9.600 € Integrationsamt
9.600,00 €

Ö  7Ö  7



Anlage 2 zur Vorlage XIX-0284/2023 – Übersicht über Erstattungsanteile

Refer
at 40

40.3
Systembetreuung und
Verwaltungstätigkeit an
Schulen
gem. § 5 NFVG

85.958 €
(variiert je nach Anzahl
der Schüler/innen)

Landesamt für
Statistik

Niedersachsen

86.303,00 €

Refer
at40

CGLS
Verwaltungsleitung CGLS
Landesaufgabe

0,75 VZÄ
(Vollzeitäquivalente)

Land
Niedersachsen

81.713,23 €

53 532.
2

Arbeitskreis Gesunde
Zähne

Personalkosten und
Sachkosten

Landesarbeits-
gemeinschaft
Jugendzahn-
pflege-LAGJ,
Hannover

Noch nicht
abgerechnet

53
Personal im Impfzentrum
und in den Mobilen
Impfteams

2.074.500 € Land
3.085.259,48 €

(inkl. Sachkosten)

53
Umsetzung des Paktes für
den Öffentlichen
Gesundheitsdienst

264.150,00 € Land
445.910,48 €

50 501
Umsetzung BTHG,
Sozialpädagogen in der
Eingliederungshilfe

537.282 € Bund
537.281,64 €

50
500 Koordination BuT-

Leistungen
35.500 € jobcenter

47.631,36 €

50 500
BuT – Verwaltungskosten
(für Personal- und
Sachkosten)

196.700 € Bund
198.264,68 €

50

Personalentwicklung und
Recrutierung optimieren
für Professuren an der
Ostfalia (PRoProf)

Bund

10.989,76 €

jobcenter
Erstattung Personal
jobcenter

2.361.100 € Bund
1.853.753,87 €



Anlage 3 zur Vorlage XIX-0284/2023 – Unbesetzte Stellenanteile zum Stichtag 31.03.2023

Personaldaten lt. Stellenplan (zum Stichtag 31.03.2022)

unbesetzte Stellenanteile zum Stichtag 31.03.2023 in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) 

Stellen lt. Stellenplan 2023: 690,005

davon insgesamt besetzt: 592,648

davon unbesetzt zum 31.03.2023: 97,357

   

davon Übernahme von Anwärtern ohne Planstelle: 6,000

davon freie Stellen Fachkräftemangel: 3,602

davon neue Stellen aus Stellenplan 2023 noch nicht
besetzt:

14,920

unbesetzte Stellenanteile bereinigt: 72,835

   

unbesetzte Stellenanteile < 0,49 VZÄ: 14,143

unbesetzte Stellen bereits im
Stellenbesetzungsverfahren:

37,871

Stellen für Personalvertretung (PR): 0,231

unbesetzte Stellen Elternzeit (EZ): 3,000

unbesetzte Stellenanteile: 17,590

   

ausgeschiedene MA im Zeitraum 01.01.-31.03.2023: 15,000

Rückkehr aus Elternzeit im Zeitraum 01.01.-31.03.2023: 1,061

Ö  7Ö  7
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen

I/11/111 Ca

Datum

17.04.2023

Vorlage-Nr.

XIX-0283/2023

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

öffentlich 11.05.2023 Vorberatung

Kreisausschuss nicht öffentlich 19.06.2023 Vorberatung

Kreistag öffentlich 03.07.2023 Entscheidung

Betreff

1. Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises Wolfenbüttel für das Haushaltsjahr 2023

Beschlussvorschlag:

Die 1. Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises Wolfenbüttel für das Haushaltsjahr 2023 wird in
der vorgelegten Fassung beschlossen.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e
2023

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert

4
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Begründung:

Veränderungen zum Stellenplan 2023 (1. Nachtrag 2023)

In den Nachtrag zum Stellenplan 2023 werden insgesamt 5,347 VZÄ zusätzlich eingestellt, die in
folgender Übersicht zusammengefasst erläutert werden:

Neu beantragte Stellenanteile für den 1. Nachtrag zum Stellenplan 2023

Lfd.
Nr.

Orga-
nisations-
einheit

Stellen-
anteil
(VZÄ)

EG/
Bes.
Gr.

Bemerkung

1 110 0,6 A 8

Die steigende Anzahl an Mitarbeitenden im Landkreis Wolfenbüttel
(2016 von 600 Mitarbeiter, auf 884 Stand 01.03.2023) hat erhebliche
Auswirkungen auf die Sachbearbeitung für Reisekosten, Trennungsgeld,
Aus- und Fortbildung sowie Schadensfälle. Es werden 0,60 VZÄ nach A
8 NBesG in den Stellenplan aufgenommen.

2 110 0,50 EG 5

Aufgrund der erhöhten Anzahl der Stellenbesetzungsverfahren (2019
rund 50 pro Jahr, im Jahr 2022 bereits 167 Verfahren mit einer
steigenden Tendenz für das Jahr 2023) ist es zu einem erheblichen
Mehraufwand im Bereich der Vorbereitung und Veröffentlichung der
Stellenausschreibungen sowie in der Planung, Vor- und Nachbereitung
von Auswahlverfahren gekommen. Es werden daher 0,5 VZÄ für die
Assistenztätigkeiten nach EG 5 TVöD in den Stellenplan aufgenommen.

3 Leerstelle 1,0 A 10

Für die Beamtinnen und Beamte, sowie Beschäftigte die sich in
Elternzeit befinden oder für einen genehmigten Zeitraum beurlaubt
wurden, werden 1,0 VZÄ als Leerstelle geführt.

4 Ref. 40 1,0 A 11

Die Schulentwicklungsplanung wurde in den vergangenen Jahren fast
ausschließlich im Bereich der allgemein bildenden Schulen durchgeführt.
Nun kommt in immer stärkerem Maße der umfangreiche Bereich der
Berufsbildenden Schulen hinzu, so dass die Aufgabe mit den
vorhandenen Stellenanteilen nicht mehr zu bewältigen ist. In diesem
Zusammenhang findet eine organisatorische Umstrukturierung im Ref.
40 statt, um die Leitungspannen zu reduzieren. Es wird eine
Sachgebietsleitung für den Bereich der Schulsekretariate und
Schulentwicklungsplanung eingeführt. Es werden insgesamt 1,0 VZÄ
nach A11 NBesG in den Stellenplan eingestellt.

5 Ref. 40 0,247 EG 6

Aufgrund der stark angestiegenen Schülerzahlen in der Oberschule
Sickte (592) ist eine Erhöhung der Stunden im Sekretariat notwendig.
Hier liegt ein Fallzahlenschlüssel von 6 Minuten pro Schüler*in vor. Es
werden 0,247 VZÄ nach EG 6 TVöD in den Stellenplan aufgenommen.

6 513 1,0 S 14

Der anhaltende Krieg in der Ukraine und die daraus resultierende Flucht
von Großfamiliensystemen und unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen verursacht einen erheblichen Mehraufwand durch
aufwändige Beratungs-, Betreuungs-, und Hilfeaufgaben, die über das
übliche Maß an Jugendamtsarbeit hinausgehen. Um schnellstmöglich
auf den Personalbedarf reagieren zu können, werden 1,0 VZÄ als
Fluktuationsreserve nach S 14 TVöD SuE geschaffen.

7 321 1,0 A 8

Der Übergang der waffenbehördlichen Zuständigkeit von der Stadt
Wolfenbüttel auf den Landkreis Wolfenbüttel und die damit verbundene
Verantwortlichkeit für die regelmäßige Überprüfung von 2.161
Waffenbesitzern im Landkreis Wolfenbüttel macht die Einrichtung einer
zusätzlichen Stelle erforderlich. Die dann zur Verfügung stehende
personelle Ausstattung bietet die Voraussetzung für eine ausreichende
und terminrechte Zuverlässigkeitsprüfung der Waffenbesitzer und fördert
die Sicherheit im Kreisgebiet.
Aus diesem Grund werden 1,0 VZÄ nach A 8 NBesG in den Stellenplan
aufgenommen.

Gesamt: 5,347  

5

6

7

8

9
10
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Stellenveränderungen:

Umwandlungen sowie die Veränderungen aufgrund einer Neubewertung und Höhergruppierung
führen nicht zu Mehr- bzw. Minderstellen. Umwandlungen haben lediglich einen Wechsel von
Beamtenstellen zu Beschäftigtenstellen (bzw. Beschäftigtenstellen zu Beamtenstellen) zur Folge.
Diese Stellenveränderungen werden nachfolgend abgebildet:

Abschließend bitte ich wie beantragt zu entscheiden.

Christiana Steinbrügge

Stellenveränderungen 1. Nachtrag 2023
Lfd
.
Nr.

Organisati
onseinheit

Stellenver
änderung

von

Stellenver
änderung
nach

Stellen-
anteil
(VZÄ)

Grund für die Veränderung

1 500 A 8 A 9 m.D. 1,0 Neubewertung der Stelle nach Umorganisation.

2 502 EG 9a EG 10 0,103 Neuorganisation innerhalb des Amtes

3 501.1 EG 9b EG 10 0,103 Neuorganisation innerhalb des Amtes

4 50 A 10 EG 10 0,166 Neuorganisation innerhalb des Amtes

5

Stiftungsver
waltung

Zukunftsfon
ds Asse

EG 9b EG 10 1,0
Neubewertung der Stelle
(Geschäftsstellenleitung)

6 510 S 12 A 11 1,0
Neubewertung der Stelle (Koordinierungsstelle
Vormundschaften)

7 200 EG 9a A 9 m.D. 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

8 ALW A 11 A 10 1,0 Neubewertung der Stelle nach Umorganisation.

9 511 A 10 S 11 b 0,5 Umwandlung nach Besetzungsverfahren.

10 PR A 10 A11 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

11 602 EG 12 EG 11 0,5 Neubewertung der Stelle nach Umorganisation

12 15 A 13 EG 13 1,0 Neubewertung der Stelle nach Umorganisation

13 15 EG 9b EG 11 1,0 Neubewertung der Stelle nach Umorganisation

14 500 A8 EG 9a 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

15 530 A15 EG 14 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

16 512 EG 11 A12 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

17 500 A 8 EG 9a 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

18 510 S12 EG 9c 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

19 500 A11 EG 10 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

20  Ref. 01 EG 4 EG 6 0,2 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

21 321 A10 EG 9c 1,0 Neubewertung nach Besetzungsverfahren

11
12
13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

Anlagen:
 Stellenplan 2023 in der Fassung des 1. Nachtrages vom 03.07.2023.

25

26

27

28
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen
01 Fri

Datum
05.09.2023

Vorlage-Nr.
XIX-0348/2023

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

öffentlich 21.09.2023 Vorberatung

Kreisausschuss nicht öffentlich 09.10.2023 Vorberatung

Kreistag öffentlich 06.11.2023 Entscheidung

Betreff

Integration der Projektagentur Wolfenbüttel in die Gesellschaft für Wirtschaftsförderung im
Landkreis Wolfenbüttel und Kooperation der Stadt Wolfenbüttel

Beschlussvorschlag:

1. Die Projektagentur Wolfenbüttel wird ab 01.01.2024 in die Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH integriert.

2. Zur Finanzierung dieser Aufgaben werden zusätzliche Haushaltsmittel in Höhe von 90.000
Euro/Jahr bereitgestellt. Die Finanzierungsvereinbarung mit der Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH wird um diesen Betrag auf 240.000
Euro/Jahr erhöht.

3. Die Landrätin wird ermächtigt, in der Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsförderung im
Landkreis Wolfenbüttel GmbH dem Abschluss einer Kooperationsvereinbarung zwischen der
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH und der Stadt Wolfenbüttel
zuzustimmen.

4. Die Landrätin wird beauftragt, die Übernahme von Aufgaben bzw. die Erweiterung der
Gesellschaft für Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel mbH gemäß § 152 Abs. 1 Nr.
1 NKomVG unverzüglich gegenüber der Kommunalaufsicht anzuzeigen.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert
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Begründung:

Zu 1.:
Im Jahr 2020 wurde mit der Gründung der Projektagentur eine gemeinsame Einrichtung der
Stadt Wolfenbüttel, des Landkreises Wolfenbüttel und der Ostfalia Hochschule ins Leben
gerufen, deren Aufgabe es war, die Initiatoren, aber auch verschiedene Unternehmen und
Einrichtungen bei der Entwicklung und Umsetzung von Projekten und der damit verbundenen
Beantragung von Fördermitteln zu unterstützen. Gefördert wurde die Einrichtung über das
Förderprogramm „Zukunftsräume Niedersachsen“ für insgesamt drei Jahre bis Ende 2023.
Organisatorisch und personell wurde die Projektagentur Wolfenbüttel bei der
Kooperationspartnerin Stadt Wolfenbüttel als Empfängerin der Zuwendung angebunden.

Im Oktober 2022 fand eine Sitzung zur Evaluierung der Projektagentur statt, in der Herr Dr.
Michael Strätz als Leiter der Einrichtung den Erfolg dieses gemeinsamen Projektes darstellen
konnte. Nach knapp zwei Jahren konnte die Projektagentur mehr als 2,7 Mio. Euro in Form
von Fördermitteln für die gesamte Region des Landkreises Wolfenbüttel akquirieren. Nachdem
bekannt wurde, dass eine Anschlussförderung über das Land Niedersachsen nicht erfolgen
würde und auch die Ostfalia Hochschule ihre künftige Beteiligung an einer Finanzierung über
den Förderzeitraum hinaus abgesagt hat, begannen die Gespräche zwischen der Stadt und
Landkreis und Gemeinden über die Möglichkeit einer gemeinsamen Weiterführung der Arbeit
der Projektagentur.

Folgende wesentliche Aspekte sprechen für eine Integration der Dienstleistungen der heutigen
Projektagentur Wolfenbüttel in das Aufgabenportfolio und die Organisationsstruktur der
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH:

 Schnittstellen mit der Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH im
Bereich des Fördermittelmanagements, Projektentwicklung in den Bereichen
Transformation, Innovation und Existenzgründung sowie Aufbau und Durchführung von
Veranstaltungen und Netzwerken

 Realisierung von Synergien durch eine gemeinsame organisatorische Struktur
hinsichtlich Personal- und Sachkosten: Reduzierung um eine Personalstelle.

 In Gesprächen mit den Hauptverwaltungsbeamten der kreisangehörigen Gemeinden,
Stadt Wolfenbüttel und Landkreis wurde darüber hinaus das Interesse an einer
vertieften Kooperation zwischen Stadt und Landkreis Wolfenbüttel im Bereich der
Wirtschaftsförderung über die Projektagentur ausgedrückt. Im Rahmen eines
Workshops im März 2023 wurden die Synergien identifiziert, die Schnittstellen der
Zusammenarbeit definiert und die Finanzierung konzipiert.

Folgende zentralen Kooperationsthemen wurden im Rahmen der Kooperationsvereinbarung
fixiert:

a. Unterstützung der Stadt bei der Bereitstellung bedarfsgerechter
Infrastruktureinrichtungen für die Wirtschaft, z.B. Wissensort Wolfenbüttel und
Co-working-Spaces sowie die allgemeinen Standortentwicklungen

b. Die Förderung von und die Beratung im Bereich gewerblicher Neuansiedlungen
c. Vermarktung der kommunalen Gewerbegebiete
d. Unterstützung der Stadt bei der Bestandspflege
e. Beratung von Existenzgründerinnen und Existenzgrün
f. Aufbau und Entwicklung von gründungsförderlichen Strukturen

Zu 2.:
Für die Finanzierung der Fortführung o.g. Dienstleistungen der Projektagentur Wolfenbüttel in
der Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH werden zusätzliche Haushaltsmittel
in Höhe von 90.000 Euro/Jahr bereitgestellt und die Finanzierungsvereinbarung mit der
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Gesellschaft für Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH um diesen Betrag auf
240.000 Euro/Jahr erhöht.

Die Fortführung der Projektagentur Wolfenbüttel und Integration in die Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH beinhalten jährliche Kosten für zwei
Personalstellen (E 13 und E 11 TvÖD-VKA) und entsprechende Sachkosten in Höhe von
insgesamt 235.000 Euro. Durch den Wegfall der Beteiligung der Ostfalia Hochschule und der
fehlenden Förderung durch das Amt für regionale Landesentwicklung ergeben sich folgenden
Änderungen in den Finanzierungsbeiträgen der Gesellschafter der Wirtschaftsförderung im
Landkreis Wolfenbüttel GmbH:

Mit Abschluss der Kooperationsvereinbarung zwischen der Stadt Wolfenbüttel und der
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH entfällt ein Gesamtbetrag von 100.000
Euro netto auf die Stadt Wolfenbüttel, 240.000 Euro auf den Landkreis Wolfenbüttel und je
32.500 Euro auf die Samt- und Einheitsgemeinden.

Zu 3.:
Die Kooperationsvereinbarung zwischen der Stadt Wolfenbüttel und der Wirtschaftsförderung
im Landkreis Wolfenbüttel wird die Zusammenarbeit im Bereich der Wirtschaftsförderung
verstärken und intensivieren. In vielen Bereichen wie in der Standortentwicklung,
Standortmarketing oder dem Aufbau und Entwicklung von gründungsförderlichen Strukturen
sind die regionalwirtschaftlichen Verflechtungen zwischen Stadt und Landkreis Wolfenbüttel
intensiv. In den unter 1. skizzierten Aufgabenbereichen nimmt die Stadt Wolfenbüttel
Dienstleistungen der Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH in Höhe von
100.000 Euro netto pro Jahr in Anspruch.

Die Landrätin wird ermächtigt, in der Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsförderung im
Landkreis Wolfenbüttel GmbH dem Abschluss dieser Kooperationsvereinbarung zwischen der
Wirtschaftsförderung im LK WF GmbH und der Stadt WF zuzustimmen.

Finanzierungsanteil
gemäß
Finanzierungs-
vereinbarung Wifö i.
Lk. Wf GmbH

Finanzierungs-
anteil Wifö i.
Lk. Wf GmbH
NEU

Davon Anteil
Fusion Pro.WF

Stadt Wolfenbüttel -
Leistungsanteil aus
Vereinbarung Koop WiFö

- 50.000 € +50.000€

Stadt Wolfenbüttel -
Leistungsanteil aus
Vereinbarung Fusion
Pro.WF

- 50.000€ +50.000 €

Samtgemeinde
Baddeckenstedt

25.000 € 32.500 € +7.500 €

Samtgemeinde Elm-Asse 25.000 € 32.500 € +7.500 €

Samtgemeinde Oderwald 25.000 € 32.500 € +7.500 €

Samtgemeinde Sickte 25.000 € 32.500 € +7.500 €

Gemeinde Cremlingen 25.000 € 32.500 € +7.500 €

Gemeinde Schladen-Werla 25.000 € 32.500 € +7.500 €

Landkreis Wolfenbüttel 150.000 € 240.000 € +90.000 €

Gesamt 300.000 € 535.000 € 235.000 €

60

65

70

75

80

85



Seite: 4/5

Zu 4.:
Rechtliche Rahmenbedingungen für die Integration
Am 02.02.2021 zeigte der Landkreis Wolfenbüttel gegenüber dem Niedersächsischen
Ministerium für Inneres und Sport (MI) die neu gegründete Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH an. Mit Antwortschreiben vom
26.02.2021 nahm das MI Kenntnis von der Neugründung und wies gleichzeitig darauf hin,
dass es sich bei der o.g. GmbH um ein Unternehmen i.S.d. § 137 i.V.m. § 136 Abs. 1
NKomVG und nicht wie in der ursprünglichen Anzeige dargelegt um eine Einrichtung nach §
136 Abs. 3 Nr. 2 NKomVG handelt.

Unter Berücksichtigung dieses rechtlichen Hinweises erfolgt nun die Anzeige über die
Erweiterung der Gesellschaft für Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH“:

§ 136 Abs. 1 Satz 2 NKomVG setzt für eine wirtschaftliche Betätigung einer Kommune in Form
eines Unternehmens voraus:

1. Die Tätigkeiten des Unternehmens beziehen sich auf Angelegenheiten der örtlichen
Gemeinschaft.

2. Das Unternehmen ist durch einen öffentlichen Zweck gerechtfertigt.
3. Das Unternehmen muss nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur

Leistungsfähigkeit und zum voraussichtlichen Bedarf stehen.
4. Der öffentliche Zweck kann nicht besser durch einen privaten Dritten erfüllt werden.

Die gesetzlichen Voraussetzungen der §§ 137 Abs. 1, 136 Abs. 1 Satz 2 NKomVG sind erfüllt.

Nach §§ 137 Abs. 1 Nr. 1, 136 Abs. 1 S. 2 NKomVG darf sich der Landkreis Wolfenbüttel zur
Erledigung seiner Angelegenheiten wirtschaftlich betätigen. Bei den Betätigungen der
Wirtschaftsförderungsgesellschaft im Kreisgebiet handelt es sich um Angelegenheiten des
Landkreises sowie der kreisangehörigen Kommunen als weitere Gesellschafter (mit
Ausnahme der Stadt Wolfenbüttel). Der Landkreis bzw. die beteiligten kreisangehörigen
Kommunen nehmen die Tätigkeiten in ihrem (eigenen) Gebiet als freiwillige öffentliche
Aufgabe im eigenen Wirkungskreis wahr. Durch die geplante Aufgabenerweiterung um die
Tätigkeiten der Unterstützung der Unternehmen bei der Beratung und Erstellung von
Förderanträgen wird es sich auch in Zukunft um Angelegenheiten im Interesse der Erhaltung
und Verbesserung der Zweckerfüllung für die örtliche Gemeinschaft im Kreisgebiet
Wolfenbüttel handeln.

Kommunale Wirtschaftsförderung ist eine freiwillige Aufgabe zur Stärkung der kommunalen
Finanzkraft und dient als Teil der Daseinsvorsorge der Verbesserung regionaler
Standortfaktoren und Rahmenbedingungen für die örtliche Wirtschaft. In Bezug auf diese
Aufgaben einer Kommune ist das Kriterium für das Vorliegen eines öffentlichen Zwecks
allgemein anerkannt. Durch das geplante erweiterte Aufgabenspektrum der
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH um die Unterstützung der
Unternehmen bei der Beratung und Erstellung von Förderanträgen mit dem Ziel der
ganzheitlichen Standortentwicklung bleibt der öffentliche Zweck auch weiterhin gerechtfertigt.

Bislang wurde die Aufgabe durch die eigenständige Projektagentur durchgeführt, soll nun aber
aufgrund sich ergebender Synergieeffekte in die Wirtschaftsförderungsgesellschaft integriert
werden. Infolge dieser Aufgabenübernahme erhöht sich das Personal um zwei Mitarbeitende
auf insgesamt fünf Mitarbeitende in der GmbH. Demzufolge steigt auch der
Finanzierungsbeitrag für den Landkreis Wolfenbüttel um 90.000 Euro auf 240.000 Euro. Diese
finanzielle Mehrbelastung kann vom Haushalt des Landkreises Wolfenbüttel getragen werden
und steht in einem angemessenen Verhältnis zur derzeitigen Verwaltungs- und Finanzkraft.

Aufgrund der Vielzahl an Fördermöglichkeiten von staatlichen Programmen über lokale
Initiativen sowie des zunehmenden Aufwandes einer Antragsbearbeitung für Fördermittel
ergibt sich ein fortgesetzter Bedarf an Unterstützung und Beratung im Bereich der
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Beantragung von Fördermitteln. Durch die Erweiterung der Aufgaben der Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung soll diesem Bedarf weiterhin nachgekommen werden.

Der öffentliche Zweck der Gesellschaft kann nicht besser und wirtschaftlicher von einem
privaten Dritten erfüllt werden, da kein (örtlicher) Markt für die Aufgaben existiert. Eine
nachhaltige Beeinträchtigung der kommunalen Wirtschaftstätigkeit ist nicht zu erwarten. Daher
ist die wirtschaftliche Betätigung der GmbH zulässig.

Für die weitere Prüfung der rechtlichen Rahmenbedingungen und Pflicht zur Anzeige verweise
ich auf die Vorlage Nr. XVIII-0663/2020 zur Gründung der Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH.

Ich bitte, wie vorgeschlagen zu entscheiden.

Christiana Steinbrügge
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Anlagen:

Kooperationsvereinbarung zwischen Stadt Wolfenbüttel und der Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH
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Kooperationsvertrag  

im Bereich der Wirtschaftsförderung 

 

zwischen 

 

der Stadt Wolfenbüttel, Stadtmarkt 3-6, 38300 Wolfenbüttel, vertreten durch den 

Bürgermeister Ivica Lukanic, 

 

- nachstehend „Stadt“ genannt – 

 

und 

 

der Wirtschaftsförderung im Landkreis Wolfenbüttel GmbH, Im Kirchwinkel 4, 

38319 Remlingen-Semmenstedt, vertreten durch den alleinigen Geschäftsführer 

Herrn Dr. Claudius Schiller,  

 

- nachstehend „Gesellschaft“ genannt -  

 

 

 

§ 1 

Vertragsgegenstand 

 

(1) Die Stadt und die Gesellschaft werden im Bereich der Wirtschaftsförderung 

miteinander kooperieren. Die Gesellschaft wird die Stadt in folgenden Berei-

chen unterstützen und beraten:  

 

 Unterstützung der Stadt bei der Bereitstellung bedarfsgerechter Inf-

rastruktureinrichtungen für die Wirtschaft sowie die allgemeine Stan-

dortentwicklung im Sinne einer vorausschauenden Liegenschaftspo-

litik, insbesondere: 

o Entwicklung bedarfsgerechter Gewerbeflächen und Co-work-

ing-Spaces 
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o Herausarbeitung möglicher Interessen und gemeinsamer Po-

tenziale in Bezug auf die Gewerbeflächenentwicklung unter 

Berücksichtigung der Stadtentwicklungsinteressen der Stadt 

und angrenzenden Gemeinden in Form schriftlicher Stellung-

nahmen mit konkreten Ergebnissen und Handlungsempfeh-

lungen 

o Erstellung weiterer Stellungnahmen, die Empfehlungen und 

konkrete Ergebnisse im Hinblick auf Einzelfragen enthalten 

 Die Förderung von und die Beratung im Bereich gewerblicher Neu-

ansiedlungen, insbesondere: 

o Positionierung der Stadt als Standort für neue Betriebsstätten 

u. a. durch Fortführung eines Industrie- und Gewerbeflächen-

katasters 

o Beratung bezüglich und Umsetzung einer gemeinsamen Ver-

marktungsstrategie 

o Identifizierung möglicher zu beteiligender Gemeinden im Um-

land der Stadt 

o Koordinierung von Ansiedelungsinteressen durch Weiterlei-

tung entsprechenden Schriftverkehrs an die zuständigen An-

sprechpartner bei der Stadt und den involvierten Gemeinden 

 Unterstützung der Stadt bei der Bestandspflege / Bereitstehen als 

Ansprechpartner für die Bedarfe und Erwartungen der Unternehmen 

vor Ort, insbesondere: 

o Unterstützung der Unternehmen im Stadtgebiet bei der Bean-

tragung von Fördermitteln nach Festlegung der zu adressie-

renden Unternehmen durch die Stadt 

o Dokumentation über die Beratung von Unternehmen im 

Stadtgebiet durch die Gesellschaft 

o Unterstützung von Unternehmen bei der Planung und Umset-

zung der Unternehmensnachfolge, Bereitstellen eines Netz-

werks für diese Zwecke 

o Entwicklung und Nutzung einer gemeinsamen Unterneh-

mensdatenbank durch die Nutzung der Software „HubSpot“ 
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o Organisation und Durchführung gemeinsamer Informations-

veranstaltungen für die Wirtschaft mit dem Ziel der Vernet-

zung der städtischen Wirtschaft  

o Einführung eines gemeinsamen Wirtschaftsdialogs als regel-

mäßige Veranstaltung 

 Vermarktung der kommunalen Gebiete durch Marketingkampagnen, 

insbesondere: 

o Einrichtung einer Webseite 

o Regionalmarketing in Kooperation mit der Allianz fdR und 

Komsis (Kommunales Standortinformationssystem) 

o Entwicklung eines Standortvermarktungskonzepts (Messen, 

regionalwirksame Veranstaltungen, mediale Präsenz, Marke-

tingmaßnahmen, etc.) unter Beteiligung der Stadt und umlie-

gender Gemeinden und unter Berücksichtigung der jeweiligen 

Standortvorteile  

 Beratung von Existenzgründern, insbesondere: 

o  Entwicklung und Begleitung der Aktivitäten zur Förderung ei-

nes „Start-Up-Ökosystems“, insbesondere für den Aufbau 

und Entwicklung von gründungsförderlichen Strukturen unter 

Einbeziehung regionaler Hochschulen und Universitäten 

o Schaffung und Unterstützung bei der Einrichtung von Orten, 

die die Innovationskraft und Gründungsaktivitäten fördern 

 

(2) Die Stadt stellt der Gesellschaft die für die gemeinsame Kooperation in den 

einzelnen Themenfeldern notwendigen Unterlagen und Informationen zur 

Verfügung. Die Gesellschaft ist verpflichtet, die übergebenen Geschäfts- und 

Betriebsunterlagen sorgfältig zu verwahren, vor Einsichtnahme Dritter zu 

schützen und nach Beendigung des Vertrages zurückzugeben.  
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§ 2 

Aufwandserstattung 

 

(1) Die Gesellschaft erhält für die im Rahmen dieses Vertrages erbrachten Leis-

tungen eine pauschale Aufwandserstattung in Höhe von 100.000 EUR netto.  

 

(2) Die Aufwandserstattung ist in vier gleichen Raten fällig jeweils zum Monats-

ersten jedes Quartals gegen ordnungsgemäße Rechnung.  

 

 

§ 3 

Datenschutz 

 

(1) Zur Durchführung dieses Vertrages sowie zur Erfüllung der Aufgaben der 

Gesellschaft ist es erforderlich, dass die Stadt der Gesellschaft personen-

bezogene Daten übermittelt. Die Gesellschaft verpflichtet sich daher, bei 

der Erbringung ihrer Leistungen für die Stadt die geltenden datenschutz-

rechtlichen Vorschriften, insbesondere die der Datenschutz-Grundverord-

nung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) einzuhalten. 

Insbesondere setzt die Gesellschaft geeignete technische und organisato-

rische Maßnahmen zum Schutz der Daten um (Art. 24 DSGVO). 

 

(2) Die Gesellschaft verpflichtet sich, personenbezogene Daten, die sie im Zu-

sammenhang mit ihrer Tätigkeit für die Stadt übermittelt bekommt, erhebt, 

verarbeitet oder nutzt, nur für die Erbringung ihrer Leistungen im Rahmen 

dieses Vertrages zu verwenden. Die Gesellschaft wird diese Daten unver-

züglich – vorbehaltlich gesetzlicher Aufbewahrungspflichten – nach Been-

digung dieses Vertragsverhältnisses löschen. 
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(3) Die Gesellschaft wird ihre Mitarbeiter, die mit der Verarbeitung personen-

bezogener Daten befasst sind, schriftlich zur Verschwiegenheit und Einhal-

tung der datenschutzrechtlichen Anforderungen nach der DSGVO ver-

pflichten. 

 

(4) Die Gesellschaft informiert die Stadt unverzüglich, wenn sie einen Verstoß 

gegen datenschutzrechtliche Vorschriften feststellen sollte. 

 

 

§ 4 

Einsichts- und Auskunftsrechte 

 

Die Stadt hat das Recht, nach Absprache alle sie aus diesem Vertrag betreffenden 

Unterlagen einzusehen und Auskunft in allen Angelegenheiten zu verlangen, die 

die im Rahmen dieses Vertrages übernommenen Tätigkeiten betreffen. Dieselben 

Einsichts- und Auskunftsrechte stehen auch den durch eine Vertragspartei schrift-

lich ermächtigten Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern zu.  

 

 

§ 5 

Vertraulichkeit 

(1)  Die Vertragspartner vereinbaren, über vertrauliche Informationen Still-

schweigen zu wahren. Die Vertragspartner sind zur gegenseitigen Geheim-

haltung betriebsinterner Vorgänge verpflichtet. Eine Aufdeckung solcher 

Vorgänge gegenüber Dritten bedarf der vorherigen schriftlichen Zustim-

mung des jeweiligen anderen Vertragspartners.  Diese Verpflichtung be-

steht für einen Zeitraum von zwei Jahren nach Beendigung des Vertrags 

fort. 

(2)   Von dieser Verpflichtung ausgenommen sind solche vertraulichen Informatio-

nen, 

a) die dem Empfänger bei Abschluss des Vertrags nachweislich bereits be-

kannt waren oder danach von dritter Seite bekannt werden, ohne dass 



Stand: 30. August 2023 

Seite 6 von 8 

 

dadurch eine Vertraulichkeitsvereinbarung, gesetzliche Vorschriften oder 

behördliche Anordnungen verletzt werden; 

b) die bei Abschluss des Vertrags öffentlich bekannt sind oder danach öf-

fentlich bekannt gemacht werden, soweit dies nicht auf einer Verletzung 

dieses Vertrags beruht; 

c) die aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen oder auf Anordnung eines Ge-

richtes oder einer Behörde offengelegt werden müssen. Soweit zulässig 

und möglich wird der zur Offenlegung verpflichtete Empfänger die andere 

Partei vorab unterrichten und ihr Gelegenheit geben, gegen die Offenle-

gung vorzugehen. 

(3)  Die Vertragspartner werden nur solchen Beratern Zugang zu vertraulichen 

Informationen gewähren, die dem Berufsgeheimnis unterliegen oder denen 

zuvor den Geheimhaltungsverpflichtungen dieses Vertrags entsprechende 

Verpflichtungen auferlegt worden sind. Des Weiteren werden die Vertrags-

partner nur denjenigen Mitarbeitern die vertraulichen Informationen offenle-

gen, die diese für die Durchführung dieses Vertrags kennen müssen, und 

diese Mitarbeiter auch für die Zeit nach ihrem Ausscheiden in arbeitsrecht-

lich zulässigem Umfang zur Geheimhaltung verpflichten. 

 

 

§ 6 

Haftung 

 

Die gegenseitige vertragliche und außervertragliche Haftung ist auf Vorsatz und 

grobe Fahrlässigkeit beschränkt, soweit es sich nicht um die Verletzung einer ver-

tragswesentlichen Pflicht oder die Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 

Gesundheit handelt. Bei fahrlässigen Verletzungen vertragswesentlicher Pflichten 

ist die Haftung auf den nach Art der Pflichtverletzung und des Vertragstyps typi-

scherweise vorhersehbaren Schaden begrenzt. Gleiches gilt für die Haftung der 

jeweiligen Erfüllungsgehilfen. Die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz, die 

vorvertragliche Haftung und die Haftung für Garantieerklärungen bleibt hiervon un-

berührt. 
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§ 7 

Vertragsdauer 

 

(1) Dieser Vertrag tritt mit Wirkung zum 01.01.2024 in Kraft.  

 

(2) Der Vertrag hat eine Laufzeit bis zum 30.09.2027. Der Vertrag verlängert 

sich um weitere 5 Jahre, wenn er nicht bis zum 30.09.2026 von einer der 

Vertragsparteien gekündigt wird. Der Vertrag endet spätestens mit Ablauf 

des 30.09.2032, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

 

(3) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt un-

berührt.  

 

 

§ 8 

Schlussbestimmungen 

 

1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam 

sein, so wird dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht be-

rührt. Die Vertragspartner verpflichten sich vielmehr, die unwirksame Bestim-

mung durch eine ihr im wirtschaftlichen Ergebnis möglichst gleichkommende 

Bestimmung zu ersetzen. Entsprechend wird beim Vorhandensein von Ver-

tragslücken verfahren.  

 

2) Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen 

oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch 

für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses.  

 

3) Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag zwischen den Ver-

tragsparteien ist Wolfenbüttel.  
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Wolfenbüttel, den ……………  

  

  

…………………………………………… …………………………………………… 

Stadt Wolfenbüttel 

der Bürgermeister 

Wirtschaftsförderung im Landkreis 

Wolfenbüttel GmbH 

die Geschäftsführung  
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen
01/Br

Datum
04.09.2023

Vorlage-Nr.
XIX-0302/2023/1

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

öffentlich 21.09.2023 Vorberatung

Kreisausschuss nicht öffentlich 09.10.2023 Vorberatung

Kreistag öffentlich 06.11.2023 Entscheidung

Betreff

Gemeinsamer Antrag der SPD-Fraktionen im Kreistag und Stadtrat - Interkommunale
Zusammenarbeit

Beschlussvorschlag:

Es wird darum gebeten, über den als Anlage beigefügten Antrag zu beraten.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert



Seite: 2/2

Begründung:

Der gemeinsame Antrag der SPD-Fraktionen im Kreistag und Stadtrat Wolfenbüttel –
Interkommunale Zusammenarbeit wurde am 03.07.2023 vom Kreistag angenommen und in
den Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personal zur Beratung verwiesen.
Dementsprechend steht er zur inhaltlichen Diskussion.

Heiko Beddig
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Anlagen:

- Gemeinsamer Antrag der SPD-Fraktionen im Kreistag und Stadtrat - Interkommunale
Zusammenarbeit vom 19.04.2023
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Landkreis Wolfenbüttel - Landrätin Christiana Steinbrügge 
Stadt Wolfenbüttel - Bürgermeister Ivica Lukanic 
Damen und Herren Abgeordnete des Kreistages und im Rat der Stadt Wolfenbüttel 
 

 

 
Wolfenbüttel, 19.04.2023 

 

 

Gemeinsamer Antrag Interkommunale Zusammenarbeit - Zukunftspakt  
Stadt und Landkreis Wolfenbüttel - perspektivisch mit weiteren Gebietskörperschaften 
 

Die Verwaltungen werden beauftragt zu prüfen, in welchen zentralen Bereichen durch 

eine Kooperation Synergien erreicht werden könnten. Dabei sind die unterschiedli-

chen Formen möglicher Kooperationen zu berücksichtigen, wie z.B. die Intensivierung 

der gemeinsamen Abstimmung, die Bündelung von Dienstleistungen in einer Gebiets-

körperschaft bzw. die Ausgründung einer gemeinsamen Organschaft für die Erbrin-

gung von Dienstleistungen. Bei jeder Überlegung sollte zusätzlich mitberücksichtigt 

werden, dass die Kooperation um weitere Gebietskörperschaften aus dem Landkreis 

erweitert werden kann.  

Bei der Prüfung sollten insbesondere die Bereiche IT, Personalabrechnung, RPA und 

Vergabestelle geprüft werden. Darüber hinaus sollten auch Möglichkeiten im Bereich 

Soziales, insbesondere einer gemeinsamen Schulentwicklungsplanung betrachtet 

werden. Hier wären z.B. bedarfsgerechte Zuschnitte von Schulbezirken zu nennen, um 

unter Berücksichtigung zukünftiger Entwicklungen Schulstandorte zu sichern, aber 

auch wohnortnahe Beschulung sicherzustellen. 

 
Begründung / Erläuterungen 
 
Die Aufrechterhaltung der vielfältigen Dienstleistungen einer öffentlichen Verwaltung wird 
aufgrund des zunehmenden Fachkräftemangels eine wachsende Herausforderung. Es ist 
nicht mehr realistisch, dass sich alle Gebietskörperschaften für alle Themen die gleichen Ex-
perten vorhalten können. Zur zukünftigen Sicherung der Handlungsfähigkeit der Kommunen 
kann die intensivere interkommunale Zusammenarbeit Synergieeffekte erzielen, um die 
Dienstleistungen gesichert aufrecht erhalten zu können.  
Stadt und Landkreis Wolfenbüttel könnten als Impulsgeber gemeinsam zentrale Prozesse 
und Infrastrukturen bündeln. Beide Gebietskörperschaften hätten damit die Chance, in Form 
einer zukunftsweisenden Zusammenarbeit die Leistungsfähigkeit der Verwaltung zu gestal-
ten. 
 
IT: Die stabile und sichere Bereitstellung einer kommunalen IT-Infrastruktur ist bereits heute 
herausfordernd und in kleinen Teams nur schwer sicherzustellen. Hinzu kommt die immer 
weiter steigende Komplexität der durch die Bürgerinnen und Bürger sowie vom Gesetzgeber 
geforderten Digitalisierung, eine immer weiter zunehmende Bedrohung für die Infrastrukturen 
durch Angreifer von außen. Die Digitalisierung kann dabei gleichzeitig der Schlüssel zur Be-
wältigung der steigenden Arbeitsverdichtung und Optimierung der bestehenden Prozesse 
sein.  
Der Fachkräftemangel in der IT spitzt sich immer weiter zu. Insbesondere für den öffentli-
chen Dienst gibt es trotz bestehender Heraushebungen im Tarif (TVöD VKA) deutliche Un-
terschiede im Entgelt zur freien Wirtschaft, was die Gewinnung und Bindung der Fachkräfte 
nicht einfacher macht. 
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Aus diesem Grunde sollte die gemeinsame Gründung einer IT-Gesellschaft betrachtet wer-
den. Um auch in Zukunft sichere, stabile und leistungsfähige IT-Infrastrukturen und -Systeme 
bereitstellen zu können und mit dem immer schneller werdenden Tempo bei Neu- oder Wei-
terentwicklungen mithalten zu können, sollen die Zusammenführung aller aktuell genutzten 
Ressourcen in einer von Stadt und Kreis gemeinsam gegründeten Gesellschaft, sowie die 
Beauftragungs-, Betriebs und Entwicklungsprozesse geprüft und optimiert werden. Durch 
eine eigene Gesellschaft könnte zusätzlich die Arbeitsgestaltung besser an die Bedürfnisse 
der IT-Fachkräfte angepasst werden, um die Attraktivität als Arbeitgeber zu steigern.  
Im Zuge der Prüfung sollten die Konsolidierungs- und Synergiepotentiale einer gemeinsa-
men IT-Gesellschaft aufgezeigt werden. Herauszuheben sind hierbei insbesondere folgende 
Punkte: 
 

• Knowhow-Sicherung und -Ausbau durch attraktivere Ausbildung und tiefergehende Spe-
zialisierungsmöglichkeiten in den Bereichen Entwicklung, Projektmanagement und IT-
Security und -Betrieb 

• Konsolidierung der genutzten IT-Infrastrukturen zur Senkung der Betriebskosten. Insbe-
sondere  

o Client und User-Management, Netzwerk und Firewall, eMail und Active Directory 
o Virtualisierungs- und Datenbanktechnologien, Storage- und Backup-Lösungen 

• Reduzierung der Lizenz- und Einkaufkosten durch größere Abnahmemengen 

• Gemeinsame Entwicklungen und Ausschreibungen für Stadt, Kreis und Gemeinden. Ein-
sparen von notwendigen gleichgelagerten Aufgaben und Prozessen.   

• Verbesserung der gegenseitigen Vertretungsfähigkeit und damit Sicherung der erforderli-
chen Dienstleistungen 

• Als Vision könnte ein gemeinsames Rechenzentrum stehen, um Fachleute und techni-
sche Anforderungen zu bündeln. 

 
Prüfung in den Bereichen Personal, RPA und Vergabestelle: 
Das Vorhalten der jeweiligen Organisationseinheit ist für jede Verwaltung notwendig. Eine 
zentrale gemeinsame Stelle könnte hier ebenfalls das Sicherstellen der relevanten Prozesse 
erreichen. Zumindest sollte die gleiche Softwarebasis genutzt werden, um z.B. eine Vertret-
barkeit sicherstellen zu können. Diese Fachbereiche sollten ebenfalls unter Kooperations-, 
Synergie- und Kosteneffizienzgründen geprüft werden.  
 
Zusammenarbeit im Bereiches Soziales 
Weitere Bausteine einer interkommunalen Zusammenarbeit könnten die Zusammenführung 
sozialer Leistungsbereiche sein, aber auch Aufbau und Betrieb von Stadtteil-/Quartiers-/Orts-
zentren (Aktuell in der Bearbeitung der Stadtverwaltung), Seniorenarbeit und ähnliches. Überall 
dort, wo es möglich erscheint, sollte ein Abbau von Doppelstrukturen und die Nutzung von 
Synergieeffekten in Betracht gezogen werden. 
 

 

 

gez. 
Harald Koch 
Fraktionsvorsitzender 
SPD-Kreistagsfraktion 

gez. 
Ralf Achilles 
Fraktionsvorsitzender 
SPD-Fraktion im Rat der Stadt Wolfenbüttel 
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen
Re. 01 / Schn.

Datum
08.09.2023

Vorlage-Nr.
XIX-0327/2023

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

öffentlich 21.09.2023 Kenntnisnahme

Kreisausschuss nicht öffentlich 09.10.2023 Kenntnisnahme

Kreistag öffentlich 06.11.2023 Kenntnisnahme

Betreff

Quartalsbericht zum 30.06.2023 Landkreis Wolfenbüttel

Beschlussvorschlag:

Der Bericht zum 30.06.2023 des Landkreises Wolfenbüttel wird zur Kenntnis genommen.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert
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Begründung:

I Finanzbericht

Das Ergebnis verschlechtert sich gegenüber der Planung voraussichtlich um rd. 800.000 €.

Wesentliche Abweichungen ergeben sich u.a. bei den folgenden Positionen:

1. Schlüsselzuweisungen vom Land / Kreisumlage

Im o. g. Bereich ergeben sich Mehrerträge i. H. v. rd. 3,5 Mio. €.

2. Verwaltungsgebühren im Bereich Hochbau, Tiefbau und Bodenverkehr

Mehrerträge i. H. v. etwa 1,5 Mio. € ergeben sich insbesondere aus der Verschiebung

der Genehmigung des Windparks Ahlum-Dettum. Die Genehmigung war ursprünglich

für das Haushaltsjahr 2022 eingeplant.

3. Personalaufwendungen

Eine hohe Fluktuation und die damit verbundene Verzögerung in der Wiederbesetzung

der Stellen verursachen Minderaufwendungen bei den Personalaufwendungen i. H. v.

rd. 2,7 Mio. €.

4. Leistungen nach dem AsylbLG

Im Bereich der Leistungen nach dem AsylbLG ergibt sich eine Verschlechterung von

insgesamt rd. 1,9 Mio. €.

Den Mehraufwendungen i. H. v. rd. 400.000 € stehen Mindererträge i. H. v. rd. 1,5 Mio.

€ gegenüber. Diese Mindererträge ergeben sich aufgrund einer Vorauszahlung der

Kostenabgeltungspauschale 2023 bereits im Jahr 2022. Demnach fehlt dieser Betrag

im laufenden Haushaltsjahr.

5. Leistungen der Heimerziehung / sonstige betreute Wohnformen § 34

Im o. g. Leistungsbereich ergibt sich insgesamt eine Verschlechterung i. H. v. rd. 1,2

Mio. €. Ein Grund für die steigenden Aufwendungen ist die derzeitige

Zuweisungssituation der unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden. Darüber hinaus

steigen die Pflegesätze in der stationären Hilfe vor dem Hintergrund hoher

Tarifabschlüsse und steigenden Sachkosten stark an.

Weitere Abweichungen ergeben sich aus diversen Produktkonten.
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II Personalbericht

Daten zur Personalentwicklung

* Die Aufwendungen i. H. v. 12.831,16 € sind im ersten Halbjahr für die Gesamtmaßnahme

„Qualifizierungsreihe für Führungsnachwuchs / Durchgang II“ angefallen. Die Aufwendungen

ergeben sich hierbei aus 4 einzelnen Maßnahmen / Veranstaltungen. Weitere Maßnahmen

inkl. weiterer Aufwendungen hierzu folgen im zweiten Halbjahr.

Christiana Steinbrügge

Kennzahlen

Anzahl der Mitarbeitenden des Landkreises inkl. jobcenter, WLW und BIZ

zum Stichtag 30.06.2023

902

Anzahl der durchgeführten Personalentwicklungsmaßnahmen im

Zeitraum 01.01. – 30.06.

45

Gesamtaufwendungen für interne Personalentwicklungsmaßnahmen im

Zeitraum 01.01. – 30.06. in €

43.485,77

Durchschnittl. Anzahl an Teilnehmenden je Maßnahme 12,5

Durchschnittl. Aufwendungen je Maßnahme in € 966,35
Aufwendungen der kostengünstigsten Maßnahme in € 0

Aufwendungen der kostenintensivsten Maßnahme in € 12.831,16*

Durchschnittl. Aufwendungen je Teilnehmer*in in € 77,24
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Anlagen:

Anlage 1 – Finanzbericht zum 30.06.2023 Landkreis Wolfenbüttel

Anlage 2 – Übersicht der Erstattungsanteile für Stellen und Stellenanteile bis 30.06.2023
durch Land. Bund und Dritte

Anlage 3 – Unbesetzte Stellenanteile zum Stichtag 30.06.2023
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen

I/Be

Datum

17.08.2023

Vorlage-Nr.

XIX-0339/2023

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

öffentlich 21.09.2023 Kenntnisnahme

Kreisausschuss nicht öffentlich 09.10.2023 Kenntnisnahme

Kreistag öffentlich 06.11.2023 Kenntnisnahme

Betreff

Förderantrag der Städtischen Klinikum Wolfenbüttel gGmbH

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag nimmt vom Antrag der Städtischen Klinikum Wolfenbüttel gGmbH auf Bezuschussung
des Neubaus der Zentralen Aufnahme i.H.v. 1,0 Mio. Euro Kenntnis.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert
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Begründung:

Mit Schreiben vom 24.07.2023 hat der Bürgermeister der Stadt Wolfenbüttel in seiner Funktion
als Aufsichtsratsvorsitzender der Städtischen Klinikum Wolfenbüttel gGmbH auf die
derzeitigen Herausforderungen des Klinikums sowie der Kliniken in Deutschland insgesamt
hingewiesen und im Besonderen die finanzielle Situation des Städtischen Klinikums als
Eigengesellschaft der Stadt Wolfenbüttel dargestellt. Neben den erheblichen Problemen die
Finanzierung des laufenden Betriebs zu sichern, sind auch die Investitionen zur Verbesserung
des Krankenhausbetriebs inzwischen nur noch durch finanzielle Unterstützung der Stadt
Wolfenbüttel möglich. Daher wird um Prüfung der Zahlung eines investiven Zuschusses i. H. v.
1,0 Mio. Euro für den Neubau der Zentralen Aufnahme gebeten. Hinsichtlich der Einzelheiten
verweise ich auf das der Vorlage XIX – 0339/2023 als Anlage 1 beigefügte Schreiben vom
24.07.2023.

Die aktuelle Finanzlage der Krankenhäuser in Deutschland ist dramatisch. Neben der völlig
unzureichenden Betriebskostenfinanzierung durch die Gesetzliche Krankenversicherung
leiden die niedersächsischen Krankenhäuser seit langem unter einer ebenso unzureichenden
Investitionskostenfinanzierung des Landes.

Zum besseren Verständnis möchte ich die derzeitige Krankenhausfinanzierung kurz
vereinfacht darstellen. Seit 1972 gibt es das System der dualen Krankenhausfinanzierung. Die
Krankenhausleistungen werden durch die beitragsfinanzierten Krankenversicherungen
getragen und sollen zusammen mit anderen Erträgen den laufenden Betrieb der
Krankenhäuser sicherstellen. Die Länder planen und finanzieren die Investitionen. Zur
Mitfinanzierung werden die Landkreise und kreisfreien Städte, die für die Organisation der
Versorgung in ihrem Gebiet zuständig sind (sog. Sicherstellungsauftrag), über die kommunale
Quote bei der Krankenhausfinanzierungsumlage hinzugezogen. Diese kommunale Quote
beträgt in Niedersachsen ca. 40 % der Investitionen des Landes. Für den Landkreis
Wolfenbüttel bedeutete dies in den letzten 10 Jahren Umlagezahlungen von ca. 16 Mio. Euro.

Derzeit laufen die Verhandlungen zur Krankenhausstrukturreform zwischen Bund und
Ländern. Nach Aussage der kommunalen Spitzenverbände zeigen die Länder
erfreulicherweise eine positive Haltung zur kurzfristigen Hilfe für die Krankenhäuser. Dies gilt
auch für das Bekenntnis zur eigenen Verantwortung für die Krankenhausplanung und die
Investitionsfinanzierung. Gerade durch die derzeitigen Preisentwicklungen droht vielen
Krankenhäusern die Insolvenz. Im Falle der kommunal betriebenen Krankenhäuser sind hohe
Zuschüsse der jeweiligen Trägerkommunen notwendig. Inwieweit die
Krankenhausstrukturreform positive Auswirkungen haben wird, ist zunächst abzuwarten.
Hinsichtlich der Investitionskostenfinanzierung haben die Kommunen über den
Niedersächsischen Landkreistag (NLT) eine dauerhafte Anhebung der jährlichen
Investitionsmittel auf 250 Mio. Euro und zum Abbau des vorhandenen Investitionsstaus ein
Sonderprogramm i. H. v. 2 Mrd. Euro gefordert. Im Rahmen der Haushaltsklausur der
Landesregierung zum Landeshaushalt 2024 hat das Land inzwischen reagiert. Es ist
vorgesehen, die jährlichen Investitionsmittel dauerhaft auf 230 Mio. Euro zu erhöhen und
weitere 75 Mio. Euro pro Jahr dem Sondervermögen Krankenhausinvestition zuzuführen.
Damit würden ab 2024 jährlich 305 Mio. Euro Investitionsmittel zur Verfügung stehen.

Derzeit liegen hier keine Erkenntnisse vor, ob diese Erhöhung der Investitionsmittel des
Landes nachträgliche Auswirkungen auf die bisher abgelehnte Förderung des Neubaus der
Zentralen Aufnahme des Städtischen Klinikums Wolfenbüttel haben kann. Zudem muss bei
einer Entscheidung über den Zuschussantrag berücksichtigt werden, dass die Erhöhung der
Investitionsmittel des Landes auf 305 Mio. Euro auch Auswirkungen auf den Kreishaushalt
haben wird, da 40 % der Mittel über die Krankenhausfinanzierungsumlage durch die
Landkreise und kreisfreien Städte sowie die Region Hannover aufgebracht werden müssen.
Für den Landkreis muss dies in der Regel durch die Aufnahme von Krediten erfolgen.
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Die finanziellen Möglichkeiten des Haushalts 2024 können noch nicht eingeschätzt werden.
Unter Berücksichtigung der notwendigen Investitionen im Gebäude-, Schul- und
Bevölkerungsschutzbereich sowie im Bereich ÖPNV ist mit einem erheblichen Kreditbedarf zu
rechnen. Für weitere freiwillige Investitionszuschüsse wird ein finanzieller Spielraum kaum
bestehen.

Ich bitte zunächst um Kenntnisnahme. Die Städtische Klinikum Wolfenbüttel gGmbH erhält
eine Zwischennachricht. Zudem wird um eine weitere Information zur evtl. Landesförderung
unter Berücksichtigung der erhöhten Investitionsmittel des Landes in 2024 gebeten. Eine
weitere Behandlung des Förderantrages erfolgt im Rahmen der Haushaltsberatungen 2024.

Heiko Beddig
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen

I/Be

Datum

11.08.2023

Vorlage-Nr.

XIX-0326/2023

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

öffentlich 21.09.2023 Vorberatung

Kreisausschuss nicht öffentlich 09.10.2023 Vorberatung

Kreistag öffentlich 06.11.2023 Entscheidung

Betreff

Nachnutzung von Gebäuden der ehemaligen Haupt- und Realschule in Remlingen

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag möge entscheiden, ob bzw. in welcher Höhe ein Wertausgleich durch die
Samtgemeinde Elm-Asse für die in den Jahren 1999 und 2004 seitens des Landkreises Wolfenbüttel
auf dem Grundstück der Samtgemeinde Elm-Asse in Remlingen errichteten
Schulerweiterungsbauten zu entrichten ist.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert
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Begründung:

Der Landkreis Wolfenbüttel war Schulträger der Elm-Asse-Schule (Haupt- und Realschule) in
Schöppenstedt. Mit der Einrichtung der IGS Schöppenstedt lief dieser Schulzweig aus. Die
letzten Jahrgänge wurden bis zum Ende des Schuljahres 2021/2022 in den Räumlichkeiten
des Schulzentrums in Remlingen unterrichtet. Seitdem werden die Räumlichkeiten der
ehemaligen Haupt- und Realschule in Remlingen nicht mehr genutzt.

Bereits im Sommer 2022 fanden erste Gespräche auf Verwaltungsebene über eine
Nachnutzung der Gebäude statt. Es handelt sich dabei um die in den Jahren 1999 und 2004
durch den Landkreis Wolfenbüttel errichteten und finanzierten Gebäude (siehe Anlage 1).
Eigentümer des Grundstücks ist die Samtgemeinde Elm-Asse, die auf dem Grundstück u.a.
die Grundschule Remlingen unterhält. Die bisherige Zusammenarbeit am Schulstandort
Remlingen zwischen der Samtgemeinde Elm-Asse und dem Landkreis Wolfenbüttel ist durch
mehrere „Vereinbarungen über die Übertragung der laufenden Verwaltung für die Haupt- und
Realschule in Remlingen“ geregelt. In der zum 01.01.2005 in Kraft getretenen Vereinbarung ist
in § 6 folgende Regelung enthalten.

§ 6

(1) In der Vergangenheit hat der Landkreis zwei Erweiterungsbauten für die Schulanlage
der Haupt- und Realschule in Remlingen auf dem Grundstück der Samtgemeinde
erstellt. Der erste Anbau mit einer Gesamtgebäudefläche von 496,51 qm befindet
sich auf Flur 10, Flurstück 44/23 und ist im September 1999 in Betrieb genommen
worden. Der zweite Anbau mit einer Gesamtgebäudefläche von 875,85 qm ist auf
Flur 10, Flurstück 44/32 und 44/33 erstellt worden und wird seit Schuljahresbeginn
2004/2005 genutzt.

(2) Sofern die Schulanlage in Remlingen nicht mehr für den Sekundarbereich benutzt wird
oder wenn sie veräußert wird, ist dem Landkreis durch die Samtgemeinde ein
angemessener Wertausgleich für die in Absatz 1 bezeichneten
Schulerweiterungsbauten zu leisten. Der Wertausgleich erfolgt auf der Grundlage eines
Sachverständigengutachtens (Gutachterausschuss beim Katasteramt Wolfenbüttel).

Mit Schreiben vom 20.07.2023 ist nun die Samtgemeinde Elm-Asse mit der konkreten
Ausgestaltung der Nachnutzung des Schulzentrums in Remlingen an den Landkreis
Wolfenbüttel herangetreten. Das Schreiben ist als Anlage 2 der Vorlage-Nr. XIX-0326/2023
beigefügt. Wie bereits in den Gesprächen in 2022 erläutert, sehen die Planungen der
Samtgemeinde vor, die Grundschule in den bisherigen Räumlichkeiten der Haupt- und
Realschule unterzubringen und die Räumlichkeiten der bestehenden Grundschule in eine
Kindertagesstätte umzubauen. Die derzeitige Kindertagesstätte in Remlingen ist baulich
abgängig. Diese Planungen werden seitens des Landkreises als wirtschaftliche und
nachhaltige Nachnutzung der Gebäude gesehen.

Hinsichtlich des vertraglich festgelegten Wertausgleichs bestehen unterschiedliche
Auffassungen. Als Grundlage für den Wertausgleich wurde zunächst einvernehmlich der
Restbuchwert der Gebäude zu Grunde gelegt. Dieser liegt bei ca. 1,476 Mio. Euro. Von der
Erstellung eines Wertgutachtens wurde bisher abgesehen. In den bisherigen Gesprächen
wurden folgende Möglichkeiten der Abwicklung des Wertausgleichs skizziert. Dabei wurde von
beiden Vertragspartnern deutlich gemacht, dass die abschließenden Entscheidungen über den
Wertausgleich bei Kreistag und Samtgemeinderat liegen.

1. Der Wertausgleich erfolgt auf der Grundlage der vertraglichen Regelung i.H.v. ca. 1,476
Mio. Euro (Restbuchwert) bzw. alternativ auf der Grundlage eines noch zu erstellenden
Wertgutachtens.

2. Der Landkreis verzichtet auf den vertraglich festgelegten Wertausgleich bei gleichzeitigem
Verzicht der Samtgemeinde auf die durch die „Vereinbarung über die Förderung von
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Kindern in Kindertagesstätten im Landkreis Wolfenbüttel“ festgelegte
Investitionsförderung. Die Samtgemeinde möchte durch den Umbau der Grundschule
insgesamt 130 Kindertagesstättenplätze schaffen. Bei einer Förderung von 10.000 Euro
pro Platz würden seitens des Landkreises investive Zuschüsse von 1,3 Mio. Euro erfolgen
müssen.

3. Der Landkreis verzichtet auf den vertraglich festgelegten Wertausgleich bei gleichzeitigem
teilweisen Verzicht der Samtgemeinde auf die durch die „Vereinbarung über die
Förderung von Kindern in Kindertagesstätten im Landkreis Wolfenbüttel“ festgelegte
Investitionsförderung. Bei einem Verzicht von 50 % der Investitionsförderung würde die
Samtgemeinde eine Förderung von 650.000 Euro erhalten. Zusammen mit dem Verzicht
auf den Wertausgleich würde die Samtgemeinde insgesamt mit 2,126 Mio. Euro
unterstützt werden.

4. Der Landkreis verzichtet auf den vertraglichen Wertausgleich von 1,476 Mio. Euro. Unter
Berücksichtigung der Regelungen der „Vereinbarung über die Förderung von Kindern in
Kindertagesstätten im Landkreis Wolfenbüttel“ wären die geplanten 130
Kindertagesstättenplätze zusätzlich mit 1,3 Mio. Euro zu fördern.

Der Rat der Samtgemeinde Elm-Asse hat nun den Samtgemeindebürgermeister beauftragt,
den Kreistag um eine kostenfreie Übertragung der Gebäude zu bitten. Damit würde es sich um
eine Umsetzung gem. Ziffer 4 der o.a. Darstellung handeln. Die Samtgemeinde macht zudem
deutlich, dass ohne eine kostenfreie Übertragung eine zukunftsweisende Nachnutzung nicht
möglich ist und eine andere Möglichkeit für einen zukünftigen Betrieb der Kindertagesstätte in
Remlingen gesucht werden muss. Aus Sicht des Landkreises muss derzeit zumindest in Frage
gestellt werden, ob ein evtl. Neubau einer Kindertagesstätte eine wirtschaftliche und
nachhaltige Lösung darstellen würde.

Ich bitte um Entscheidung.

Heiko Beddig
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Landkreis Wolfenbüttel
Die Landrätin

Sitzungsvorlage

Geschäftszeichen
I/20/200 Harig

Datum
08.08.2023

Vorlage-Nr.
XIX-0323/2023

Beratungsfolge Sitzung Sitzung am Zuständigkeit

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personal

nicht öffentlich 21.09.2023 Kenntnisnahme

Kreisausschuss nicht öffentlich 09.10.2023 Kenntnisnahme

Betreff

Unterrichtung über die Aufnahme von Krediten für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen im 2. Halbjahr 2022

Kenntnisnahme:

Von dem am 05.09.2022 bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW) aufgenommenen Darlehen
i. H. v. 4.096.000,00 € wird Kenntnis genommen.

Aufwand/Auszahlung i. € Produktkonto Ergebnishaushalt

Finanzhaushalt

Haushaltsjahr/e

Mittel stehen zur Verfügung nicht zur
Verfügung

nur bereit i. H. v. Euro

Deckungsvorschlag Mehrerträge/-einzahlungen bei Minderaufwendungen/-auszahlungen bei

Diese Maßnahme hat Auswirkungen auf die Erreichung folgender Oberziele:

Präambel Konsolidierung der Kreis- und Gemeindefinanzen unterstützt behindert

Bürgerfreundlichkeit der Kreisverwaltung unterstützt behindert

Oberziel 1 Gesellschaftlicher Zusammenhalt unterstützt behindert

Oberziel 2 Bildung und Kultur unterstützt behindert

Oberziel 3 Arbeit und Wirtschaft unterstützt behindert

Oberziel 4 Umwelt- und Klimaschutz unterstützt behindert

Oberziel 5 Mobilität und Infrastruktur unterstützt behindert
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Begründung:
Gemäß Ziffer 8 der Richtlinie über die Aufnahme von Krediten beim Landkreis Wolfenbüttel
vom 28.06.2016 ist der Kreisausschuss über den zuständigen Fachausschuss über
aufgenommene Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, die im
vergangenen Halbjahr aufgenommen wurden, zu unterrichten.

Im 2. Halbjahr 2022 wurde zum 05.09.2022 ein Darlehen i. H. v. 4.096.000,00 € bei der
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW) aufgenommen. Das unter Zugrundelegung eines
Auszahlungskurses von 100 v. H. gewährte Darlehen ist vom Auszahlungstage an mit 2,35 v.
H. jährlich zu verzinsen. Der Zinssatz gilt bis zum 15.08.2031. Zunächst erfolgt eine
vierteljährliche Zinsbelastung i. H. v. 24.064,00 €. Zur Rückzahlung des Darlehens erfolgt eine
vierteljährliche Leistung besteht aus Zins- und Tilgungsleistungen i. H. v. 60.236,00 €; erstmals
am 15.08.2024. Mit Ablauf der Zinsbindungsfrist weist das Darlehen eine Restschuld i. H. v.
2.349.156,00 € auf. Die Kreditaufnahme erfolgte auf Grundlage der Kreditermächtigung für das
Haushaltsjahr 2021.

In Vertretung

Heiko Beddig
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